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A. Einleitung 
„Wir wollen mehr Demokratie wagen.“1 
So forderte bereits 1969 der damalige Bundeskanzler Willy Brandt in seiner 
Regierungserklärung vor dem Deutschen Bundestag in Bonn mehr 
Mitbestimmung und Mitverantwortung der Gesellschaft. Jeder Bürger sollte 
die Möglichkeit haben, an der Reform von Staat und Gesellschaft 
mitzuwirken.2 Auch in Baden-Württemberg hat sich die Form der 
Mitbestimmung und Mitverantwortung in den letzten Jahren erheblich 
verändert: So ist die von der Landesregierung gelebte „Politik des 
Gehörtwerdens“ in den Augen von Ministerpräsident Winfried Kretschmann 
der richtige Weg zu mehr Bürgernähe. Dabei stellt Kretschmann aber klar: 
„Die Politik des Gehörtwerdens heißt nicht, dass man erhört wird.“ – 
sondern sie bestehe aus zwei Strängen: den direktdemokratischen 
Verfahren einerseits und der Bürgerbeteiligung ohne Entscheidungs-
befugnis der Bürger andererseits. 3 
An dieser Stelle setzt die vorliegende Bachelorarbeit an: Auch die 
Kommunen sind als dritte Säule im föderativen Staatsaufbau der 
Bundesrepublik dazu angehalten, mehr Bürgerbeteiligung auf kommunaler 
Ebene zu wagen – nicht zuletzt vor dem Hintergrund, da sie dem Bürger am 
nächsten stehen. Dieser Annahme zufolge kann durch bessere 
Nachvollziehbarkeit der politischen Entscheidungsprozesse die Kultur der 
Demokratie gestärkt und ihre Legitimität verbessert werden.4 
Mit Fokus auf den von Kretschmann dargestellten zweiten Strang der 
Bürgerbeteiligung, nämlich der informellen Bürgerbeteiligung ohne 
Entscheidungsbefugnis der Bürger, kristallisierte sich die dieser Arbeit 
zugrundeliegende Forschungsfrage nach geeigneten Instrumenten der 
informellen Bürgerbeteiligung auf Anregung seitens der Gemeinde Korb 
                                            
1 Brandt, S. 2.  
2 Brandt, S. 2. 
3 Staatsministerium Pressemitteilung vom 20.08.2015; vgl. dazu auch Fraenkel-Haeberle, 
S. 549. 
4 Klages/Vetter, S. 25f. 
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heraus. Ziel dieser praxisorientierten Bachelorarbeit soll es sein, aus dem 
verfügbaren Portfolio der Bürgerbeteiligungsverfahren die geeigneten 
Möglichkeiten für eine 10.000 Einwohner-Kommune wie Korb darzulegen, 
um daraus einen Nutzen für die Bürger einerseits und für die Gemeinde 
andererseits zu generieren. Am Ende soll ein möglicher gangbarer Weg 
aufgezeigt werden. Die Besonderheit liegt darin, herauszufinden, ob es in 
der Auswahl der Instrumente Unterschiede hinsichtlich der Einwohnerzahl 
gibt. 
Dazu wird im Kapitel B zunächst beleuchtet, was Bürgerbeteiligung im 
Allgemeinen ist sowie die Abgrenzung der formellen von der informellen 
Bürgerbeteiligung verdeutlicht. 
Anschließend liegt der Fokus im Kapitel C auf der informellen 
Bürgerbeteiligung, um herauszukristallisieren, wie die Ausgestaltung 
informeller Bürgerbeteiligung aussehen könnte. Dabei werden neben 
Qualitätskriterien erfolgreicher informeller Bürgerbeteiligung einzelne 
Instrumente als verschiedene Möglichkeiten der Beteiligung aus den 
etablierten Kategorien plakativ herausgegriffen. Darüber hinaus werden in 
diesem Zusammenhang die damit verbundenen Grenzen und 
Herausforderungen beleuchtet und sodann abgewogen, ob beispielsweise 
eine Verknüpfung der Instrumente ein geeigneter Lösungsansatz wäre. 
Die einzelnen in Kapitel C herausgegriffenen Instrumente gilt es dann im 
Kapitel D auf ihre Eignung hin für die 10.000 Einwohner-Kommune Korb 
methodisch zu untersuchen. Mit Blick auf deren Wirkung und Effektivität 
hinsichtlich Einwohnerzahl und mangelnder Rechtsverbindlichkeit werden 
an dieser Stelle ausgewählte Stakeholder5 der Gemeinde Korb als Experten 
befragt, und sodann deren Aussagen anhand der qualitativen 
Inhaltsanalyse ausgewertet und als Ergebnis dargestellt. In der daran 
anschließenden Diskussion werden diese praktischen Ergebnisse mit den 
Erkenntnissen der bisher erforschten Theorie in Verbindung gebracht; 
                                            
5 Als Stakeholder werden nach Gabler Wirtschaftslexikon Anspruchsgruppen bezeichnet, 
die direkt oder indirekt von unternehmerischen Aktivitäten (hier: der Gemeinde Korb) 
betroffen sind. 
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gefolgt vom Ausblick, der mögliche weitere Schritte für eine erfolgreiche 
Bürgerbeteiligung aufzeigt.  
Im abschließenden Fazit unter Kapitel E werden zusammenfassend die 
wesentlichen Erkenntnisse dieser Arbeit im Sinne eines gangbaren 
Lösungsweges beleuchtet. 
Definitionsbereich  
Kerstin Flieger  4 
B. Definitionsbereich 
Um sich der dieser Arbeit zugrundeliegenden Forschungsfrage nach der 
Eignung informeller Bürgerbeteiligungsinstrumente für eine Gemeinde der 
Größenordnung von rund 10.000 Einwohnern zu nähern, gilt es zunächst 
einmal die Frage zu klären, was Bürgerbeteiligung ist. Im folgenden Kapitel 
soll dieser Frage im Allgemeinen nachgegangen werden und darüber 
hinaus die Abgrenzung der formellen zur informellen Bürgerbeteiligung 
verdeutlicht werden. 
I. Was ist Bürgerbeteiligung? 
1. Allgemeines 
In der Literatur gibt es zahlreiche Diskussionen darüber, was man unter 
dem bloßen Begriff „Bürgerbeteiligung“ versteht.6 Daher soll zunächst als 
grundlegender Arbeitsbegriff klargestellt werden, wie „Bürgerbeteiligung“ im 
Folgenden zu verstehen ist. 
Auf den ersten Blick scheint der Begriff klar zu sein. Betrachtet man 
Bürgerbeteiligung jedoch im Zusammenhang mit den verschiedenen 
Demokratieformen, wie repräsentativer, direkter, deliberativer oder 
kooperativer Demokratie, so wird die Begriffsdefinition schon komplexer.7 
Dabei nimmt Ziekow an, dass der Ausgangspunkt für diese Diskussionen 
u.a. darin liegt, dass der Begriff der Demokratie verfassungsrechtlich, 
nämlich in Art. 20 GG, festgeschrieben ist, wohingegen der Begriff 
Bürgerbeteiligung verfassungsrechtlich nicht geregelt ist.8 
Für die vorliegende Bachelorarbeit soll das von Ziekow entwickelte 
Begriffsverständnis als grundlegender Arbeitsbegriff „Bürgerbeteiligung“ 
dienen: „[…] nach dem in Deutschland vorherrschenden Verständnis 
beschreibt der Begriff Bürgerbeteiligung eine sich in unterschiedlichen 
                                            
6 Vgl. dazu Storl, S. 10; Ziekow, S. 33ff; Fraenkel-Haeberle, S. 548ff. 
7 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 12ff. 
8 Ziekow, S. 33. 
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Formen vollziehende Einbeziehung von Bürgern in staatliche und 
kommunale Entscheidungsprozesse.“9 
Dieses Begriffsverständnis verdeutlicht zum einen, dass Bürgerbeteiligung 
generell als eine Ergänzung zur repräsentativen Demokratie in Form von 
allgemeinen Wahlen gesehen wird und sich diese Demokratieformen 
gegenseitig stärken können.10 Zum anderen wird dargelegt, dass sich 
Bürgerbeteiligung aus unterschiedlichen Beteiligungsformaten 
zusammensetzt.11 Sofern hier der methodisch richtige Weg12 gefunden 
wird, kann insbesondere die kommunale Ebene von der Bürgernähe und 
ihrer Bündelung der alltäglichen Lebensinteressen profitieren, wodurch die 
Bürger hier leichter mobilisiert werden können. Klages sieht gerade in dem 
auf dieser Ebene vorhandenen Bereitschaftspotenzial zur Beteiligung die 
Chance zur Stärkung der Demokratie und zur Realisierung einer 
„Bürgergesellschaft“.13 
2. Bürger-, Einwohner- oder Öffentlichkeitsbeteiligung 
Bei der Definition des Begriffs „Bürgerbeteiligung“ stellt sich darüber hinaus 
jedoch die Frage, wer als „Bürger“ hier „beteiligt“ werden soll und ob durch 
diese Begrifflichkeit nicht von vornherein ein exkludierender Charakter 
mitschwingt. 
Abbildung 1 soll dabei unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Adressatenkreises zur Herleitung des Begriffs „Bürgerbeteiligung“ die 
Abgrenzung zwischen Bürgern, Einwohnern und der Öffentlichkeit in ihrer 
unterschiedlichen Rechtsstellung veranschaulichen. 
                                            
9 Ziekow, S. 34.  
10 Beck, S. 22; Klages/Keppler/Masser, S. 5; Engel/Heilshorn, Rn. 1 zu § 16. 
11 Vgl. Engel/Heilshorn, Rn. 1 zu § 16. 
12 Näher zur Ausgestaltung informeller Beteiligungsinstrumente unter Kapitel C. 
13 Klages, in: Hill, S. 16f; Klages/Vetter, S. 32. 
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Abbildung 1: Abgrenzung Bürger, Einwohner und Öffentlichkeit14 
Wie Waibel schon im Jahre 2007 festgestellt hat, müsste mit Blick auf die 
Rechtslage und den Adressatenkreis die unter § 20a GemO geregelte 
damals noch genannte „Bürgerversammlung“ zutreffender 
„Einwohnerversammlung“ heißen.15 Diesem Umstand wurde durch das 
Gesetz zur Änderung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 
14.10.201516 Rechnung getragen und u.a. die „Bürgerversammlung“ in die 
„Einwohnerversammlung“ umbenannt.17 Nach bisheriger Rechtslage 
umfasste der Adressatenkreis der Norm bereits damals schon die 
Einwohnerschaft gemäß § 10 Abs. 1 GemO und nicht ausschließlich die 
Bürgerschaft nach § 12 GemO.18 Gleichzeitig wurde mit Änderung des § 41 
KomWG der Kreis der Stimmberechtigten bei Einwohnerversammlungen 
und -anträgen erweitert auf Einwohner, die keine Staatsbürger eines EU-
Mitgliedstaates sind sowie auf Einwohner mit Zweitwohnsitz in der 
Gemeinde. Enger gefasst wurde dieser Kreis im Hinblick auf die 
Antragsberechtigung für Einwohner, die das 16. Lebensjahr im Zeitpunkt 
                                            
14 Eigene Darstellung. 
15 Waibel, Rn. 207. 
16 LT-Drs. 15/7573. 
17 Pautsch, in: apf, S. 237. 
18 Pautsch, in: PdK, S. 2 zu § 20a. 
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der Unterzeichnung vollendet haben und seit mindestens drei Monaten in 
der Gemeinde wohnen.19 
Mit Blick auf die in der Einleitung bereits erwähnte von der Landesregierung 
verfolgte „Politik des Gehörtwerdens“20 sollen als übergeordnete Strategie 
auf allen Ebenen der Landespolitik die partizipativen Elemente gestärkt 
werden. Mit dieser Novellierung verfolgt der Gesetzgeber also das Ziel, für 
die gesamte Bevölkerung die Beteiligungsmöglichkeiten auf kommunaler 
Ebene zu stärken sowie mehr Transparenz zu schaffen.21 
Das Land trägt der Erweiterung der Begrifflichkeiten darüber hinaus 
Rechnung, indem insbesondere auf Landesebene v.a. bei Großprojekten 
von „Öffentlichkeitsbeteiligung“ die Rede ist.22 So soll gemäß § 25 Abs. 3 
LVwVfG bei Planungsvorhaben der betroffenen Öffentlichkeit die 
Möglichkeit einer frühzeitigen Beteiligung eingeräumt werden.23 Als 
zentraler Baustein für mehr Bürgerbeteiligung trat die Verwaltungsvorschrift 
der Landesregierung zur Intensivierung der Öffentlichkeitsbeteiligung in 
Planungs- und Zulassungsverfahren (VwV Öffentlichkeitsbeteiligung) zum 
27.02.2014 in Kraft. Die positive Evaluation dieser Vorschrift durch das 
Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung in Speyer24 bestätigt 
laut Pressemitteilung des Staatsministeriums Baden-Württemberg, dass 
„die Politik des Gehörtwerdens wirkt“ und macht Baden-Württemberg damit 
bundesweit zum „Musterland der Bürgerbeteiligung“.25 
Da die VwV Öffentlichkeitsbeteiligung insbesondere auf Landesebene 
Anwendung findet26 und die kommunale Ebene hiervon nur mittelbar 
betroffen ist, soll mit Blick auf die dieser Arbeit zugrundeliegenden 
Forschungsfrage hierauf im Folgenden nicht näher eingegangen werden. 
Betrachtet man jedoch den Adressatenkreis einer Bürger-, Einwohner oder 
                                            
19 Pautsch, in: apf, S. 237f; Pautsch, in: PdK, S. 2f zu § 20a. 
20 Staatsministerium Pressemitteilung vom 20.08.2015. 
21 Pautsch, in: apf, S. 237; vgl. auch Entwurfsbegründung, S. 19. 
22 Vgl. Stender-Vorwachs, S. 1061ff; Fraenkel-Haeberle, S. 548ff. 
23 Vgl. Stender-Vorwachs, S. 1062; Masser/Hamann/Ziekow, S. 8. 
24 Näher in der Evaluation von Masser/Hamann/Ziekow. 
25 Staatsministerium Pressemitteilung vom 21.03.2017. 
26 VwV Öffentlichkeitsbeteiligung Nr. 1.2. 
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Öffentlichkeitsbeteiligung im Gesamtzusammenhang der Herleitung des 
Begriffs Bürgerbeteiligung so wird deutlich, dass der bloße Bürgerbegriff, 
der mit dem Wandel zur Einwohnergemeinde heute lediglich die 
Umschreibung für einen wahl- und stimmberechtigten sowie wählbaren 
Einwohner ist27, hierfür nicht umfassend genug erscheint.28 
Folgerichtig soll der oben beschriebene dieser Arbeit zugrundeliegende 
Arbeitsbegriff „Bürgerbeteiligung“ unter Berücksichtigung dieser Aspekte 
dahingehend erweitert werden und nicht die Einbeziehung der „Bürger“ im 
Sinne des § 12 GemO bedeuten, sondern vielmehr wie oben beschrieben 
die Einbeziehung der Einwohner bzw. Gesamtbevölkerung einer Gemeinde 
(als Demos im Sinne der Demokratie29) in staatliche und kommunale 
Entscheidungsprozesse.  
II. Abgrenzung formeller zu informeller Bürgerbeteiligung 
Zur Abgrenzung zwischen formeller und informeller Bürgerbeteiligung ist in 
erster Linie festzustellen, dass sich diese Beteiligungsmöglichkeiten durch 
gesetzliche Vorgaben und Regelungen unterscheiden.30 Unter formeller 
Bürgerbeteiligung versteht man Bürgerbeteiligungsverfahren, die gesetzlich 
vorgeschrieben sind. So ist im Baugesetzbuch beispielsweise die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit in der Bauleitplanung (§ 3 BauGB) 
vorgesehen. Weitere Elemente unmittelbarer Demokratie wie etwa 
Bürgerentscheid und Bürgerbegehren (§ 21 GemO) sind hingegen in der 
Kommunalverfassung geregelt.31 Der Bürgerentscheid ermöglicht zum 
einen dem Gemeinderat, den Bürgern bestimmte Angelegenheiten der 
Gemeinde zur Entscheidung zu übertragen (Bürgerentscheid auf Initiative 
des Gemeinderats). Zum anderen beschreibt er die Möglichkeit der Bürger 
durch ein Bürgerbegehren zu beantragen, dass ihnen die Entscheidung 
über eine bestimmte Frage übertragen wird (Bürgerentscheid auf Initiative 
                                            
27 Waibel, Rn. 174. 
28 Vgl. dazu auch Leitner/Müller-Török, S. 85ff; Fraenkel-Haeberle, S. 549. 
29 Begriffsgeschichtlich wurzelt „Demokratie“ als Volksherrschaft in der Antike (gr.: demos 
= Volk, kratein = herrschen), vgl. dazu Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 11. 
30 Städtetag BW, S. 33; Engel/Heilshorn, Rn. 1 zu § 16. 
31 Portz/Lübking/Weinstock, S. 6; Holzrichter, S. 19; Engel/Heilshorn, Rn. 1 zu § 16. 
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der Bürger in Form eines vorausgegangenen erfolgreichen 
Bürgerbegehrens).32 Daneben regelt die Gemeindeordnung Formen der 
Mitwirkung, bei denen die Bürger im Vorfeld einer Entscheidung aktiv 
beteiligt werden können, die Entscheidungskompetenz jedoch beim 
Gemeinderat bleibt: a) Gelegenheit zur Äußerung bei wichtigen 
Angelegenheiten (§ 20 Abs. 2 GemO), b) Einwohnerversammlung zur 
Erörterung wichtiger Angelegenheiten (§ 20a GemO), c) Einwohnerantrag 
zur Behandlung einer bestimmten Angelegenheit im Gemeinderat (§ 20b 
GemO), d) Zuziehung sachkundiger Einwohner zu den Beratungen 
einzelner Angelegenheiten (§ 33 Abs. 3 GemO), e) Fragestunde zu 
Gemeindeangelegenheiten innerhalb der Gemeinderatssitzung (§ 33 Abs. 
4 S. 1 GemO), f) Anhörung der von Entscheidungen Betroffener (§ 33 Abs. 
4 S. 2 GemO).33 
Unter der informellen Bürgerbeteiligung hingegen werden diejenigen 
Instrumente oder Methoden zusammengefasst, bei denen weder das „Ob“ 
noch das „Wie“ gesetzlich normiert sind.34 Die Kommune unternimmt 
hierbei also freiwillig dialogisch orientierte und kooperativ angelegte 
Verfahren.35  
Trotz dieser rechtlichen Unterscheidung gibt es gleichwohl 
Wechselwirkungen zwischen formeller und informeller Bürgerbeteiligung, 
wodurch ein Übergang von der informellen in die formelle oder umgekehrt 
effektiv möglich und in der praktischen Handhabung oft sinnvoll erscheint.36 
Auf die Ausgestaltung sowie die praktische Handhabung der verschiedenen 
informellen Beteiligungsmöglichkeiten soll wegen der ausführlichen 
Erörterung unter Kapitel C an dieser Stelle verzichtet werden. 
                                            
32 Waibel, Rn. 210ff; Müller, Rn. 74, 93ff; Engel/Heilshorn, Rn. 2ff zu § 16; Pautsch, in: 
PdK, S. 2ff zu § 21. 
33 Waibel, Rn. 205ff, 288ff; Müller, Rn. 74ff; Engel/Heilshorn, Rn. 22ff; Pautsch, in: PdK, S. 
1f zu § 20, S. 1ff zu § 20a, S. 1ff zu § 20b. 
34 Portz/Lübking/Weinstock, S. 8ff; Holzrichter, S. 19. 
35 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 13; Engel/Heilshorn, Rn. 1 zu § 16. 
36 Städtetag BW, S. 33. 
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In der aktuellen Literatur zeichnen sich darüber hinaus, insbesondere zu 
den formellen Methoden, teils kontroverse Diskussionen ab, die an dieser 
Stelle kurz beleuchtet werden sollen: 
Wie oben bereits belegt, wurden mit dem Gesetz zur Änderung 
kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 14.10.201537 
gewichtige Neuerungen im Gemeindeverfassungsrecht beschlossen. Diese 
sind u.a. die Stärkung bestehender Rechte durch die Erweiterung auf die 
Einwohnerschaft (§§ 20a und 20b GemO), der Abbau von Hürden im 
Bereich der direkten Demokratie (§ 21 GemO), die Neuregelung zu den 
Minderheitenrechten (§ 32a GemO zu den Fraktionsrechten, § 24 Abs. 3 
GemO im Übrigen) oder die Verankerung der Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen (§ 41a GemO).38 Mit dieser Novelle und der damit 
verbundenen Absenkung der Hürden in den direktdemokratischen 
Beteiligungsverfahren hat sich die Zahl der Bürgerentscheide im Land im 
Jahr 2016 um 64% im Vergleich zum Vorjahr gesteigert, wobei der Großteil 
der Bürgerentscheide in den Themenbereich der Bauleitplanung fällt.39 Die 
Landesregierung und auch der Verein „Mehr Demokratie“ sehen dies als 
Erfolg ihrer „Politik des Gehörtwerdens“ und der Gesamtstrategie zur 
Stärkung der Demokratie.40 
Vehemente Kritik wird dagegen seit der Vorlage des Gesetzesentwurfs vom 
30.01.2015 und zum Teil bis heute von den kommunalen 
Spitzenverbänden, insbesondere des Gemeindetags Baden-Württemberg, 
laut41: So würden nach deren Ansicht die Neuregelungen v.a. eine 
„Lähmung“ oder Verkomplizierung der Arbeit in den Gemeinderäten nach 
sich ziehen. Das „Hineinregieren“ des Gesetzgebers in die 
Geschäftsordnungsautonomie der Gemeinderäte wird hauptsächlich vor 
dem Hintergrund der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie nach Art. 28 
Abs. 2 S. 1 GG kritisiert. Dadurch entstehe die Gefahr der Einengung der 
                                            
37 LT-Drs. 15/7573. 
38 Pautsch, in: apf, S.237ff. 
39 Faltin, WKZ-Titel. 
40 Vgl. Faltin, WKZ-Titel; Staatsministerium Pressemitteilung vom 21.03.2017. 
41 Vgl. GT-Positionspapier 1/2015; Pautsch, in: apf, S. 237, 241; BWGZ 1/2017, S. 28f. 
Definitionsbereich  
Kerstin Flieger  11 
Gemeinderäte in ihrer Flexibilität und Effektivität, so der Gemeindetag42. 
Ferner betont er: „Es gehört zu deren ureigensten Aufgabe, in Abwägung 
aller Einzelinteressen die bestmögliche Entscheidung für das 
Allgemeinwohl zu treffen.“43 Daher sei gerade wegen notwendiger 
Abwägungsentscheidungen bei der Aufstellung einer Bauleitplanung die 
Ausweitung der Bürgerentscheide auf eben diese weder notwendig noch 
sinnvoll. Der Gemeindetag sieht darin die Bedrohung, das bisherige 
kommunalpolitische Gleichgewicht außer Balance zu bringen.44 
Als eindeutige Grundregel muss man an dieser Stelle jedoch stets 
festhalten, dass sowohl direktdemokratische als auch kooperative 
dialogorientierte Verfahren, gleich welcher Ausprägung, die repräsentative 
Demokratie nicht ersetzen oder aufheben können, sondern diese lediglich 
ergänzen und somit unter der Bevölkerung zu einer breiteren Akzeptanz 
des demokratischen Systems beitragen. Gleichwohl gilt, dass die 
Kompetenz der Entscheidungsträger dadurch nicht eingeschränkt werden 
soll, sondern es weiterhin einer sensiblen Abwägung durch Politik und 
Verwaltung bedarf.45 
                                            
42 Vgl. GT-Positionspapier 1/2015; BWGZ 1/2017, S. 28.  
43 BWGZ 1/2017, S. 28. 
44 GT-Positionspapier 1/2015. 
45 Bogumil, S. 7f; Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 13, S. 106ff; Bogumil/Holtkamp, S. 123; 
Beck, S. 22; Ziekow, S. 40; Prorok, S. 27f; Durinke/Durinke, S. 245f. 
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C. Ausgestaltung informeller Bürgerbeteiligung 
In Anbetracht der unterschiedlichen zur Verfügung stehenden 
Bürgerbeteiligungsmöglichkeiten gilt es nun im Folgenden zu ergründen, 
wie die informelle Bürgerbeteiligung auf kommunaler Ebene ausgestaltet 
werden könnte. 
I. Allgemeines 
Neue Bürgerbeteiligungsmöglichkeiten sind auf dem Vormarsch. In 
Ergänzung zur repräsentativen Demokratieform werden demnach 
landesweit zunehmend neue Formen der Bürgerbeteiligung erprobt.46 So 
konstatiert Mauch: „Diesen Versuchen liegt die Erkenntnis zugrunde, dass 
methodisch strukturierte und gesteuerte Prozesse der Bürgerbeteiligung 
geeignet sind, das Vertrauen in die politischen und administrativen 
Institutionen zu stärken.“47 Der zunehmenden Politikverdrossenheit unter 
der Bürgerschaft soll so entgegengewirkt werden und durch ein sinnvolles 
Zusammenspiel von repräsentativer, direkter und kooperativer Demokratie 
neue aktivierende Impulse gesetzt werden.48 
In einer allgemeinen Bewertung von Bürgerbeteiligung stellen Klages und 
Daramus49 nach wissenschaftlichen Erhebungen fest, dass die Chancen 
der Bürgerbeteiligung, wie Abbau von Politikverdrossenheit, Steigerung des 
Interesses und Vertrauens in die Politik oder bessere Akzeptanz und 
Informationsgrundlage von Entscheidungen, überwiegend positiver beurteilt 
werden als deren Schwierigkeiten50. Daraus folgern sie u.a., dass der 
Bürgerbeteiligung generell ein großes Potenzial beigemessen wird, das 
bürgerliche Interesse an Politik sowie das Verantwortungsbewusstsein der 
Bürger für deren Umfeld zu wecken. Weitere Chancen sieht die Berliner 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung in der Nutzung lokalen Wissens 
                                            
46 Mauch, 2011, S. 7; vgl. auch Staatsministerium Pressemitteilung vom 21.03.2017. 
47 Mauch, 2011, S. 7. 
48 Vgl. Bogumil, S. 7ff; Bogumil/Holtkamp, S. 123ff. 
49 Vgl. Klages/Daramus, S. 16f. 
50 Dazu näher unter Kapitel C.IV Grenzen und Herausforderungen. 
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durch die ausgeprägten Vor-Ort-Kenntnisse der Bürger, im frühzeitigen 
Erkennen von Konfliktpotenzialen, wodurch Missverständnisse zeitnah 
aufgeklärt oder vermieden werden können, in der Stärkung der Legitimation 
und Akzeptanz von Entscheidungen durch transparente Planungen sowie 
in der Plattform eines offenen Dialogs zwischen Politik, Verwaltung und 
Bürgern.51 
Entscheidend scheinen also ein sinnvolles Zusammenspiel sowie eine 
konstruktive Grundhaltung zur Kooperation mit der Bereitschaft zum Dialog 
auf Augenhöhe unter allen Akteuren zu sein. Wenn Bürgerbeteiligung von 
allen drei Akteursgruppen (Bürger, Politik und Verwaltung) als „Trialog“ bzw. 
Dreiecksbeziehung in Form eines richtigen Ineinandergreifens der 
einzelnen Akteure verstanden wird, kann Bürgerbeteiligung für alle 
Beteiligten Vorteile bringen.52 Abbildung 2 soll ein solches kooperatives 
Ineinandergreifen der Akteursgruppen veranschaulichen: 
 
Abbildung 2: Trias der Akteursgruppen53 
                                            
51 Handbuch zur Partizipation, S. 58f. 
52 Klages/Vetter, in: Stock, S. 238; Mauch, 2014, S. 49f; vgl. dazu auch Holzrichter, S. 27ff. 
53 Eigene Darstellung. 
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Mit Blick auf das kooperative Zusammenspiel zwischen den Akteuren soll 
an dieser Stelle die von Holtkamp, Bogumil und Kißler54 entwickelte Theorie 
zur „kooperativen Demokratie als politisches Potenzial von 
Bürgerengagement“ kurz beschrieben werden: Insbesondere auf 
kommunaler Ebene wird durch die geprägten sozialen Grundlagen eines 
kommunalen Zusammenlebens Demokratie gelebt und bürgerschaftliches 
Engagement als Kernelement gesehen. Der Ansatz der „kooperativen 
Demokratie“ besteht darin, aus Sicht von Politik und Verwaltung den Bürger 
als Ressource neu zu entdecken. Diesem Ansatz wird folgendes 
Rollenverständnis des Bürgers zugrunde gelegt: der Bürger als politischer 
Auftraggeber, als Mitgestalter des Gemeinwesens sowie als Kunde der 
Verwaltungsleistung. Als solcher soll der Bürger in einem „freiwillig, 
dialogisch orientierten und auf kooperative Problemlösungen angelegten 
Verfahren […] an der Politikformulierung und an der Politikumsetzung auf 
kommunaler Ebene“ mit einbezogen werden. Kooperative Demokratie 
bedeutet also eine sinnvolle Koordinierung von Politik, Verwaltung und 
Bürgergesellschaft gleichermaßen in Form von kooperativen 
Diskussionsprozessen. Dabei muss allerdings unterstrichen werden, dass 
die Politik stets die Letztentscheidungskompetenz besitzt und von Seiten 
der Bürger keine verbindlichen Entscheidungen getroffen werden können, 
sondern diese stets auf die kommunalen Entscheidungsträger angewiesen 
sind.55 Wenn dies im Zusammenhang mit Akzeptanz und Legitimation 
gesehen wird und bei der Anwendung informeller Bürgerbeteiligung von 
vornherein Berücksichtigung findet, sollten Frustrationen und falsche 
Erwartungshaltungen seitens der Bürger ausgeschlossen sein.56 Nicht 
zuletzt ist jedoch ein nachhaltiger Umgang mit den Beteiligungsressourcen 
der Bürger unter zwei Gesichtspunkten hervorzuheben: Einerseits verfügt 
der Bürger heutzutage lediglich über begrenzte zeitliche Ressourcen, mit 
denen sparsam und nachhaltig umgegangen werden muss. Andererseits 
erwartet der Bürger allerdings auch, dass die Ergebnisse hinterher 
                                            
54 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 11ff; vgl. auch Bogumil/Holtkamp, S. 114ff. 
55 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 13f. 
56 Vgl. Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 16ff. 
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zumindest teilweise umgesetzt werden. Geschieht dies nicht, besteht die 
Gefahr, dass der Bürger dadurch seine Bereitschaft für eine künftige 
Partizipation verliert, und sich subjektiv übergangen oder ausgenutzt fühlt. 
Auch dies sollte in der Ergebnisumsetzung unter dem Gesichtspunkt eines 
nachhaltigen Ressourceneinsatzes Berücksichtigung finden.57 
II. Qualitätskriterien 
Mangels klarer gesetzlicher Vorgaben stellt sich besonders für Kommunen 
mit Blick auf die freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe der informellen 
Bürgerbeteiligung die Frage, wie diese erfolgreich gestaltet werden kann – 
auch bzw. insbesondere vor dem Hintergrund der Bereitstellung 
notwendiger personeller, materieller und finanzieller Ressourcen.58 
Schließlich muss Bürgerbeteiligung auch gewisse Standards erfüllen, um 
demokratischen Anforderungen zu genügen und alle daran beteiligten 
Akteure zufrieden zu stellen. Neben den geläufigen Bewertungskriterien 
Fairness, Kompetenz, Effizienz und Transparenz/Legitimität59 dienen als 
Basis eines Qualitätsstandards für eine erfolgreiche informelle 
Bürgerbeteiligung auf kommunaler Ebene entsprechend die im 
Qualitätskriterienkatalog des Netzwerkes Bürgerbeteiligung definierten 
allgemeinen Qualitätskriterien, anhand derer eine qualifizierte Einschätzung 
informeller Beteiligungsprozesse erfolgen kann60: 
a) Dialogfähigkeit und -bereitschaft 
Als Grundvoraussetzung ist hierbei in erster Linie zu nennen, dass alle am 
Prozess beteiligten Akteure zu einem offenen Dialog auf Augenhöhe bereit 
sind, unabhängig ihrer inhaltlichen Positionen, und sich in einer 
                                            
57 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 19. 
58 Vgl. Bogumil/Holtkamp, S. 51f. 
59 Dienel, S. 69. 
60 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 1ff; vgl. dazu auch Holzrichter, S. 38ff; Dienel, S. 69. 
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konstruktiven Grundhaltung auf die Erarbeitung einer gemeinsamen 
Lösung einlassen.61 
b) Ressourcen- und Rahmenvorgaben 
Eine weitere wichtige Grundvoraussetzung für den Erfolg eines 
Beteiligungsprozesses ist die Bereitstellung und Sicherung ausreichender 
finanzieller, materieller und personeller Ressourcen sowie klare 
Rahmenvorgaben für deren Verwendung und weitere Zielsetzungen. Dazu 
gehören z.B. Gegenstand der Beteiligung, Gestaltungsspielräume, Zeitplan 
mit klar definiertem Anfang und Ende62, Arbeitsweise und Aufgaben- bzw. 
Verantwortungsverteilung, Moderation sowie rechtliche Grundlagen. Ferner 
ist eine offene und transparente Kommunikation hierüber im Vorfeld 
essentiell, um Missverständnissen vorzubeugen und falsche 
Erwartungshaltungen zu verhindern.63 
c) Optimale Weichenstellung 
Eine frühzeitige Beteiligung ist nicht zuletzt vor dem Hintergrund einer 
optimalen Weichenstellung des Vorhabens von Bedeutung. So muss in 
diesem Zusammenhang auch die Frage nach dem Bedarf mit Blick auf eine 
Finanzierungsbindung über mehrere Jahre hinweg erörtert und transparent 
kommuniziert werden.64 
d) Ausgleich der Machtverhältnisse 
Hinsichtlich eines ausgeglichenen Machtverhältnisses zwischen den 
beteiligten Akteuren ist eine dialogorientierte Kommunikation auf 
Augenhöhe mit ständiger Abwägung des Gemeinwohlinteresses und einer 
kontinuierlich neuen Gewichtung der Argumente maßgeblich. Darüber 
                                            
61 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 2; vgl. dazu auch Meister/Oldenburg, S. 150; Städtetag 
BW, S. 25; Stender-Vorwachs, S. 1063f; Holzrichter, S. 39; Dienel, S. 69; Engel/Heilshorn, 
Rn. 27 zu § 16. 
62 Insbesondere mit Blick auf den oben beschriebenen nachhaltigen Umgang mit der 
begrenzten Zeit der Bürger als Beteiligungsressource: vgl. dazu Holtkamp/Bogumil/Kißler, 
S. 19. 
63 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 2f; vgl. dazu auch Städtetag BW, S. 26ff; Stender-
Vorwachs, S. 1063f; Portz/Lübking/Weinstock, S. 10f; Holzrichter, S. 40; Dienel, S. 69. 
64 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 3; vgl. dazu auch Klages/Vetter, in: Stock, S. 232ff; 
Klages/Vetter, S. 46ff; Holzrichter, S. 40; Dienel, S. 69; Engel/Heilshorn, Rn. 27 zu § 16. 
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hinaus scheint die Etablierung eines Initiativrechts eigener Vorschläge für 
die dauerhafte Stärkung der Bürgerbeteiligung empfehlenswert.65 
e) Verbindlichkeit 
Für die Akzeptanz unter der Bevölkerung reicht die bloße „Inszenierung“ 
eines Beteiligungsprozesses nicht aus. Vielmehr muss die Ausgestaltung 
des Verfahrens im Vorfeld von allen Akteuren gemeinsam verbindlich und 
verlässlich vereinbart werden. Jeder Akteur verpflichtet sich demnach, die 
Entscheidung am Ende als gemeinsame Verantwortung anzuerkennen. Für 
den Fall einer Abweichung des Gemeinderatsbeschlusses von den 
Beteiligungsergebnissen müssen die Entscheidungsträger hinsichtlich einer 
transparenten Kommunikation über die Gründe eine nachvollziehbare 
Rechenschaft ablegen.66 
f) Ausgestaltung als Prozess 
Als Qualitätskriterium vorausgesetzt wird des Weiteren, die 
Bürgerbeteiligung als ein Prozess mit sich stets verändernden 
Rahmenbedingungen zu verstehen, weshalb die Ausgestaltung flexibel und 
individuell angepasst werden sollte. Hierfür bedarf es eines 
Prozesskoordinators. Empfehlenswert erscheint in diesem Zusammenhang 
ein unabhängiger, ausgebildeter Moderator. Die flexible Gestaltung des 
Beteiligungsprozesses erfordert überdies eine gezielte Kombination 
verschiedener Instrumente, deren Auswahl sorgfältig hinsichtlich der 
unterschiedlichen Stärken und Schwächen vorgenommen werden muss.67 
g) Information und Datenschutz 
Eine weitere wesentliche Grundvoraussetzung für den Erfolg eines 
Beteiligungsprozesses ist die Gewährleistung eines fortwährenden, 
                                            
65 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 3; vgl. dazu auch Klages/Vetter, in: Stock, S. 232ff; 
Stender-Vorwachs, S. 1063f; Holzrichter, S. 41; Dienel, S. 69. 
66 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 4; vgl. dazu auch Klages/Keppler/Masser, S. 8; 
Klages/Vetter, in: Stock, S. 232ff; Klages/Vetter, S. 46ff; Holzrichter, S. 41; Dienel, S. 69; 
Engel/Heilshorn, Rn. 27 zu § 16. 
67 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 4f; vgl. dazu auch Meister/Oldenburg, S. 150; 
Klages/Vetter, in: Stock, S. 245ff; Städtetag BW, S. 26f; Klages/Vetter, S. 46ff; Dienel, S. 
69. 
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aktuellen und transparenten Informationsflusses unter Berücksichtigung 
eines sensiblen Umgangs hinsichtlich evtl. datenschutzrechtlicher Grenzen. 
Dies umfasst die Weitergabe aller aufbereiteten Informationen an die 
jeweiligen Akteure einerseits, sowie eine möglichst ausgewogene, 
prozessbegleitende und basisnahe Öffentlichkeitsarbeit, möglichst in 
einfacher und verständlicher Sprache, andererseits.68 
h) Keine Exklusion 
Hinsichtlich einer breiten Akzeptanz und demokratischen Legitimität ist die 
Mitwirkung aller relevanten Akteursgruppen unter Berücksichtigung einer 
fundierten Akteursanalyse unerlässlich. D.h. insbesondere schwer zu 
erreichende oder sonst eher passive Bürger müssen durch gezielte 
Ansprache oder Unterstützung zur Teilnahme gewonnen werden, damit 
auch ihre Stimme gehört wird.69 
i) Entwicklungs- und Evaluationsprozess 
Mit Blick auf die Nachhaltigkeit darf Bürgerbeteiligung nicht statisch sein, 
sondern muss immer an die jeweilige Situation neu angepasst werden. 
Auch die Instrumente, Methoden und Verfahren der Bürgerbeteiligung 
entwickeln sich ständig weiter, was in der jeweiligen Anwendung und 
Reflektion Berücksichtigung finden muss. Durch die Evaluation im 
laufenden Prozess gilt es daher das Verfahren ggf. nachzusteuern; 
wohingegen die Effektivität am Ende eines Prozesses evaluiert werden 
sollte.70 
j) Lokale Beteiligungskultur 
Nicht zuletzt entwickelt sich durch die konkrete Beteiligungspraxis einer 
Gemeinde eine lokale Beteiligungskultur, die durch aufeinander 
abgestimmte Beteiligungsmöglichkeiten zur Stärkung eines aktiven 
                                            
68 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 5f; vgl. dazu auch Städtetag BW, S. 26f; Holzrichter, S. 
42; Dienel, S. 69; Durinke/Durinke, S. 246. 
69 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 6f; vgl. dazu auch Klages/Keppler/Masser, S. 9f; 
Klages/Vetter, in: Stock, S. 232ff; Städtetag BW, S. 28ff; Portz/Lübking/Weinstock, S. 11; 
Holzrichter, S. 41; Dienel, S. 69. 
70 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 7; vgl. dazu auch Klages/Keppler/Masser, S. 13f; 
Leitner/Müller-Török, S. 90; Holzrichter, S. 42; Dienel, S. 69. 
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Demokratieverständnisses beiträgt. Im Idealfall erkennt der Bürger 
dadurch, dass er durch sein gesellschaftliches Engagement sein Umfeld 
und das Gemeinwesen maßgeblich beeinflussen kann. Wichtig dabei ist, 
dass aktives bürgerschaftliches Engagement lokal gefördert, wertgeschätzt, 
und unterstützt werden muss.71 
Um den Überblick über diese komplexen Qualitätskriterien nicht zu verlieren 
und dabei stets die entscheidende Zielsetzung des jeweiligen 
Beteiligungsverfahrens nicht unberücksichtigt zu lassen, bedarf es einer 
konkreten Abwägung und Priorisierung der einzelnen Kriterien.72 
In diesem Zusammenhang kamen Kubicek, Lippa und Koop73 im Rahmen 
ihrer wissenschaftlichen Untersuchungen von Bürgerbeteiligungsverfahren 
hinsichtlich der oben beschriebenen Qualitätskriterien zu folgendem 
Ergebnis: Trotz unterschiedlicher Zielsetzungen, Themen und angewandter 
Methoden belegten alle zwölf untersuchten Verfahren, dass eine klare 
Zielsetzung, ein Beteiligungsgegenstand von hoher Brisanz und die 
Bereitstellung ausreichender finanzieller und personeller Ressourcen 
maßgeblich sind für den Erfolg der Bürgerbeteiligung. Für die jeweiligen 
anderen Qualitätskriterien konnte hingegen festgestellt werden, dass diese 
vielmehr von der Zielsetzung der einzelnen Verfahren abhängen.74 
III. Verschiedene Methoden 
Mit Blick auf das vielfältige Portfolio der zur Verfügung stehenden neuen 
bzw. bereits auch etablierten informellen Beteiligungsmöglichkeiten lassen 
sich in der Literatur fünf Kategorien hinsichtlich ihrer grundsätzlichen 
Zielrichtung voneinander abgrenzen.75 
                                            
71 Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 7; vgl. dazu auch Klages/Vetter, in: Stock, S. 232ff; 
Bock/Reimann, S. 17f; Holzrichter, S. 42; Dienel, S. 69.  
72 Vgl. Klages, in: Dienel, S. 123f. 
73 Kubicek/Lippa/Koop, S. 9ff. 
74 Kubicek/Lippa/Koop, S. 10. 
75 Vgl. dazu Nanz/Fritsche, S. 23ff; Mauch, 2012, S. 1ff; Prorok, S. 39ff; Stiftung Mitarbeit, 
Methoden und Verfahren; Vetter, S. 11ff. 
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Plakativ wurde aus jeder Kategorie jeweils ein beispielhaftes Instrument 
herausgegriffen, auf das unter Berücksichtigung der jeweiligen Kategorie im 
Folgenden näher eingegangen werden soll. An dieser Stelle soll jedoch 
bewusst auf eine Rangfolge der einzelnen Kategorien bzw. Instrumente 
verzichtet werden, sondern der Fokus primär auf einer Kurzbeschreibung 
der jeweiligen Instrumente in den einzelnen Kategorien liegen. 
Ferner ist einleitend darauf hinzuweisen, dass bei den hier ausgewählten 
Instrumenten durchaus einzelfallbezogene Anpassungen möglich und auch 
sinnvoll sind. In der praktischen Anwendung für eine gelingende 
Bürgerbeteiligung kommt es geradezu auf eine individuelle Anpassung an 
die jeweilige Bedarfslage an.76 
Als erster Überblick vorab kann folgende Tabelle zur Übersicht über die 
jeweils aus den Kategorien ausgewählten Instrumenten dienen: 
 
















Abbildung 3: Übersicht der Kategorien und Instrumente77 
 
                                            
76 Mauch, 2012, S. 1. 
77 Eigene Darstellung. 
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1. Planungszelle/ Bürgergutachten 
Die Kategorie Planungsprozesse initiieren, gestaltend begleiten zielt darauf 
ab, gerade bei konkreten Planungsprozessen auf lokaler Ebene 
Bürgerbeteiligung zu professionalisieren und als wertvolle Ressource 
politischer Planungsprozesse weiterzuentwickeln.78 
Aus dieser Kategorie wurde das wohl älteste79 und damit als etabliert 
angesehene Instrument der Planungszelle mit dem Ziel der Erstellung eines 
Bürgergutachtens herausgegriffen. Der Kernaspekt dieses Instruments liegt 
in der Mobilisierung der Kompetenz von Laien und der gegenseitigen 
Ergänzung von Alltags- und Expertenwissen. Zur Durchführung einer 
Planungszelle werden 25 Teilnehmer in einer Zufallsauswahl eingeladen 
und für die Dauer von einer Woche von ihren Alltags- und Berufspflichten 
freigestellt sowie vergütet. In Kleingruppen von fünf Personen mit 
wechselnder Zusammensetzung werden gemeinsame Lösungsvorschläge 
für ein vorgegebenes Planungsproblem erarbeitet. Die erforderlichen 
Informationen werden von der Planungszelle durch Anhörung von 
Fachleuten eingeholt. Die Ergebnisse des Abwägungsprozesses werden in 
einem abschließenden Bürgergutachten zusammengefasst und zur Vorlage 
in den Gemeinderat gebracht.80 
Anwendung finden Planungszellen z.B. zur Ideenentwicklung und 
Meinungsbildung für räumliche Entwicklungsprozesse oder lokale 
Planungsprobleme. Wie am Ende mit dem Ergebnis in Form des 
Bürgergutachtens umgegangen wird, bleibt in jedem Fall Angelegenheit der 
Entscheidungsträger.81 Der Vorteil des Verfahrens liegt in der vielfältigen 
Anwendungsmöglichkeit sowie der Heterogenität der Teilnehmer; der 
Nachteil im vorgelagerten Aufwand des Prozesses (Zufallsverfahren und 
                                            
78 Vgl. dazu Stiftung Mitarbeit, Methoden und Verfahren; Vetter, S. 14. 
79 In den 70er-Jahren von Peter C. Dienel entwickelt; vgl. dazu Nanz/Fritsche, S. 41; 
Dienel/Franzl, S. 423 
80 Vgl. Nanz/Fritsche, S. 41ff; Mauch, 2012, S. 6f; Portz/Lübking/Weinstock, S. 8f; 
Dienel/Franzl, S. 423ff; Vetter, S. 14f. 
81 Nanz/Fritsche, S. 42. 
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Einladungen)82 sowie der relativ hohen Kosten für die berufliche 
Freistellung der Teilnehmer83.  
2. Zukunftskonferenz 
Aus der Kategorie Visionen entwickeln, Zukunft gestalten wurde plakativ 
das Instrument der Zukunftskonferenz herausgegriffen. Ziel dieser 
Kategorie ist es, mittel- bis langfristige Visionen und realitätsnahe 
Zukunftsvorstellungen zur kommunalen Entwicklung in den Blick zu 
nehmen und dahingehende Veränderungen anzustoßen.84 
Dabei ist die Zukunftskonferenz auf eine relativ einfache und zugleich 
stabile Struktur für Planungs- und Entwicklungsprozesse ausgelegt. Sie 
zielt darauf ab, langfristige Ziele und Maßnahmen für die gesamte 
Gemeinde zu entwickeln, maßgeblich in einem Miteinander 
unterschiedlicher Interessensgruppen einerseits und Funktionsträger 
andererseits. Dadurch soll vor dem Hintergrund eines möglichst 
realitätsnahen Zukunftsbildes ein breiter Querschnitt gebildet werden, um 
Gemeinsamkeiten zur Neuorientierung zu identifizieren. An zwei bis drei 
Tagen durchlaufen optimal 64 Teilnehmer in acht Kleingruppen die 
folgenden aufeinander abgestimmten Arbeitsphasen: Reflexion der 
Vergangenheit → Analyse der Gegenwart → Entwicklung von 
Zukunftsideen → Herausarbeiten von Gemeinsamkeiten → Erstellen von 
Maßnahmeplänen.85 
Anwendung finden Zukunftskonferenzen hauptsächlich zur Entwicklung 
langfristiger Ziele und stehen meist am Anfang eines komplexen 
Entwicklungsprozesses der gesamten Gemeinde.86 
                                            
82 Nanz/Fritsche, S. 42; Portz/Lübking/Weinstock, S. 9. 
83 Durchschnittlich entstehen für Projekte mit vier Planungszellen Kosten i.H.v. ca. 105.000 
EUR; vgl. dazu Dienel/Franzl, S. 450 (Eigene Anmerkung: Stand von 2014 berücksichtigt 
dabei keine Inflation und Gehaltssteigerungen der letzten drei Jahre). 
84 Vgl. dazu Stiftung Mitarbeit, Methoden und Verfahren; Vetter, S. 11. 
85 Vgl. dazu Nanz/Fritsche, S. 79ff; Mauch, 2012, S. 8; Vetter, S. 11f. 
86 Nanz/Fritsche, S. 80; Mauch, 2012, S. 8. 
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3. Bürgerpanel 
Die Kategorie Meinungen einholen, Bürger aktivieren hat zum Ziel, die 
Bürger aktiv zu ihrer Meinung zu befragen und gleichzeitig aber auch zur 
Mitarbeit zu bewegen und zu motivieren, um ihr eigenes Lebensumfeld zu 
gestalten.87 
Aus dieser Kategorie wurde beispielhaft das Bürgerpanel ausgewählt, 
dessen Fokus darauf ausgerichtet ist, ein repräsentatives Meinungsbild 
unter den Bürgern zu erfragen und im Gegensatz zu den sonst üblichen 
aktiven und gut vernetzten Bürgern bisher eher passive Bürger zu 
erreichen. Um diese Repräsentativität zu gewährleisten, werden durch 
Stichproben gezielt repräsentative Gruppen (500 bis 2.500 Personen) 
ausgewählt, die dann in einem Zeitraum von drei bis vier Jahren innerhalb 
eines Jahres ca. drei- bis viermal in inhaltlicher und zeitlicher Abstimmung 
aufeinander zu kommunalen Themen und entscheidungsrelevanten 
Fragestellungen nach ihrer Meinung befragt werden. Parallel dazu sollte 
eine effektive Öffentlichkeitsarbeit erfolgen, um die Beteiligungsbereitschaft 
zu erhöhen. In einem weiteren Schritt kann ein Bürgerpanel auch als 
Einstieg für nachfolgende komplexere Entwicklungs- und Beteiligungs-
prozesse genutzt werden.88 
Der Vorteil eines Bürgerpanels ist zum einen seine Repräsentativität, zum 
anderen die wiederholten Befragungen derselben Personen, aus denen 
sich konkrete Veränderungen ableiten lassen. Der Nachteil liegt in der 
anspruchsvollen und teuren Methodik, womit ein relativ hoher Aufwand 
verbunden ist, die Stichproben sowie Rücklaufquoten sorgfältig zu 
pflegen.89 
                                            
87 Vgl. dazu Stiftung Mitarbeit, Methoden und Verfahren; Vetter, S. 13. 
88 Vgl. dazu Klages/Daramus/Masser, S. 52ff; Klages/Keppler/Masser, S. 19f; 
Nanz/Fritsche, S. 49f; Mauch, 2012, S. 3; Portz/Lübking/Weinstock, S. 9f; Vetter, S. 13f; 
89 Vetter, S. 13. 
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4. Open Space 
Die Kategorie Ideen sammeln, Energie bündeln verfolgt das Ziel, in einem 
dialogorientierten zielgerichteten Kommunikationsprozess gemeinsame 
Lösungen für komplexe Themen- und Problemfelder zu entwerfen.90 
Plakativ herausgestellt wurde aus dieser Kategorie die Open-Space-
Konferenz, ein Konzept nach Art der „Offenen Kaffeepause“. Diesem 
Konzept liegt die Annahme91 zugrunde, dass die kreativsten Ideen im 
Rahmen von Konferenzen in deren Kaffeepausen entwickelt werden. 
Demzufolge gibt es bei einem Open Space keine festgelegten Vorträge und 
Arbeitsgruppen, vielmehr bestimmen die Teilnehmer selbstverantwortlich 
Richtung, Verlauf und Inhalt ihrer Diskussionen. Wichtig dabei ist, dass es 
keine feste Teilnehmerzahl gibt (möglich sind ca. 8 bis 2.000 Personen) und 
die Teilnahme freiwillig ist. Die einzige Struktur liegt darin, sich an zwei bis 
drei Tagen in vier Runden à 90 Minuten in Kleingruppen lösungsorientiert 
auszutauschen. Durch Dokumentation der wichtigsten Ergebnisse und 
anschließender Priorisierung der Ideen in einer Abschlussrunde wird der 
Erfolg der Konferenz sichergestellt.92 
Anwendung finden Open-Space-Konferenzen zur Ideensammlung 
unterschiedlichster Themenkomplexe, auf Basis derer dann in die weitere 
tatsächliche Projektentwicklung eingestiegen werden kann.93 
5. Runder Tisch 
Aus der Kategorie Konflikte bearbeiten, Standpunkte integrieren wurde 
pointiert das Instrument des Runden Tisches herausgegriffen. In dieser 
Kategorie wird das Ziel einer Konfliktbearbeitung mit der gemeinsamen 
Suche nach Problemlösungen verfolgt.94 
                                            
90 Vgl. dazu Stiftung Mitarbeit, Methoden und Verfahren; Vetter, S. 11f. 
91 Beobachtung des Organisationsberaters Harrison Owen in den 80er Jahren; vgl. dazu 
Nanz/Fritsche, S. 68. 
92 Vgl. dazu Nanz/Fritsche, S. 68ff; Mauch, 2012, S. 6. 
93 Nanz/Fritsche, S. 69. 
94 Vgl. dazu Stiftung Mitarbeit, Methoden und Verfahren; Vetter, S. 15f. 
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Das einfache Bild eines Runden Tisches verdeutlicht schon symbolhaft die 
Gleichberechtigung aller Beteiligten. Ziel ist es, die verschiedenen 
Positionen zu einem konfliktbehafteten Thema an einen Tisch zu holen, wo 
gemeinsam eine auf Konsens ausgerichtete Lösung erarbeitet wird. Die 
Teilnehmer setzen sich aus den jeweils relevanten Akteuren eines Konflikts 
zusammen. Wichtig dabei ist, dass sich jede Interessensgruppe vertreten 
sieht, um nachfolgend eine breite gesellschaftliche und politische 
Akzeptanz zu gewähren. Optimalerweise wird der Prozess von einer 
externen, fachlich versierten und neutralen Begleitung, in Form eines 
Moderators, geleitet. Darüber hinaus gibt es keine festen 
Verfahrensabläufe.95 
Im kommunalen Kontext finden Runde Tische z.B. Anwendung zu einer 
Leitbildentwicklung für nachhaltige Stadtentwicklung, zu Aktionsplänen zur 
Gewaltprävention oder zu einer Marketingkonzeptionsentwicklung.96 
IV. Grenzen und Herausforderungen 
Neben dem nun ausführlich dargestellten Nutzen der informellen 
Bürgerbeteiligung hat diese jedoch auch ihre Grenzen und 
Herausforderungen, denen es hinreichend zu begegnen gilt. Zu nennen 
wären unterdessen die Gemeindegröße, der stets mitschwingende 
exkludierende bzw. selektive Charakter sowie die vermeintlich fehlende 
Rechtsverbindlichkeit, wodurch sich die Frage eines Legitimitätsdefizits 
stellt. 
1. Gemeindegröße 
Die Gemeindegröße, sprich die Einwohnerzahl einer Gemeinde, hängt 
sowohl von der räumlichen Mobilität und der demografischen Entwicklung, 
als auch von der jeweiligen Landespolitik mit etwaigen Gebietsreformen ab. 
So gibt es in Baden-Württemberg derzeit 1.101 Städte und Gemeinden.97 
                                            
95 Vgl. dazu Nanz/Fritsch, S. 63ff; Mauch, 2012, S. 7; Vetter, S. 15f. 
96 Mauch, 2012, S. 7. 
97 Bogumil/Holtkamp, S. 58f; GT-Positionspapier 1/2015. 
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Bezogen auf die Gemeindegröße sind nicht nur direkte Auswirkungen auf 
den Bereich der repräsentativen und direkten Demokratie wie 
beispielsweise Abstimmungsquoren bekannt, sondern auch auf den Einsatz 
der kooperativen Demokratie98. Aufgrund empirischer Untersuchungen in 
vergleichbaren Bereichen korreliert der Erfolg informeller 
Bürgerbeteiligungsverfahren mit den Variablen Gemeindegröße und 
Haushaltslage.99 Betrachtet man die Fixkosten der informellen 
Bürgerbeteiligung, die unabhängig der Einwohnerzahl immer gegeben sind, 
scheinen daher insbesondere für kleinere Gemeinden die zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel eine offensichtliche Herausforderung bezogen 
auf die Gemeindegröße zu sein, da das Budget in der Regel in Abhängigkeit 
zur jeweiligen Gemeindegröße steht.100 Da es sich bei der informellen 
Bürgerbeteiligung wie bereits festgestellt um eine freiwillige Aufgabe 
handelt, spielen zusätzliche Kosten bei der Durchführung informeller 
Bürgerbeteiligung eine sehr große Rolle.101 Nichtsdestotrotz sind gerade 
die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel ausschlaggebend für die 
Machbarkeit bezüglich materieller, personeller und finanzieller Ressourcen. 
Für die mangelnde Umsetzung der Beteiligungsergebnisse sind 
infolgedessen oftmals Finanzierungsprobleme folgenreich. Dies wiederum 
kann unter den Bürgern zu Frustration und Unzufriedenheit führen, was 
abermals durch mangelnde Legitimation unter der Bevölkerung dann das 
eigentliche Ziel der Bürgerbeteiligung verfehlt.102 Ziel muss es in diesem 
Zusammenhang sein, dem Bürger aufgrund geringer finanzieller 
Handlungsspielräume transparent aufzuzeigen, dass im Bereich der 
informellen Bürgerbeteiligung vieles, aber nicht alles machbar ist.103 
Zu berücksichtigen sind neben der kommunalen Haushaltslage weitere 
Einflussgrößen wie vorgeschriebene Aufgaben- und Kompetenzbereiche 
                                            
98 In diesem Zusammenhang soll Bürgerbeteiligung und bürgerschaftliches Engagement 
gemeinsam als kooperative Demokratie bezeichnet werden; vgl. Bogumil/Holtkamp, S. 80; 
Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 123ff. 
99 Bogumil/Holtkamp, S. 155f. 
100 Klages/Daramus/Masser, S. 105ff. 
101 Dienel, S. 71f; vgl. auch Bogumil/Holtkamp, S. 51f. 
102 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 166. 
103
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oder mögliche Förderprogramme der Landesregierung.104 Die 
unterschiedlichen Förderprogramme für bürgerschaftliches Engagement, in 
Baden-Württemberg z.B. die „Engagementstrategie Baden-Württemberg“ 
als Landesförderung für Aktivitäten im bürgerschaftlichen Engagement und 
Ehrenamt, sind dabei ein wichtiges Instrument.105 Auch die Motivation und 
Ehrung von Bürgern für ehrenamtliches Engagement für das Gemeinwohl 
in der Gemeinde gehören im Zusammenhang einer Anerkennungskultur 
dazu und sind demnach bedeutungsvoll.106 Insbesondere in kleineren bis 
mittelgroßen Gemeinden, etwa bis 10.000 Einwohnern, ist zu beobachten, 
dass das Engagementpotenzial hier deutlich größer ist, weil sich die Bürger 
in der Regel stärker mit ihrer Gemeinde identifizieren und sich auch stärker 
beteiligen wollen.107 Ausschlaggebend für das zunehmende Interesse und 
die zunehmende Identifikation in der Korrelation zur geringeren 
Einwohnerzahl scheinen nach Bogumil und Holtkamp108 der höhere 
Kenntnisstand bei kommunalpolitischen Fragestellungen, der größere 
prozentuale Anteil an Hauseigentümern, die die Steuer- und Abgabenlast 
deutlich intensiver wahrnehmen als Mieter, und nicht zuletzt die höhere 
Sensibilität für Haushaltsfragen zu sein, da es sich gegenwärtig um die 
eigenen Steuern handelt. Daraus könnte man nun schlussfolgern, dass in 
kleineren bis mittelgroßen Gemeinden anspruchsvollere Beteiligungs-
verfahren erfolgversprechender ausfallen als in Großstädten.109 Verfolgt 
eine Gemeinde allerdings das Ziel, informelle Bürgerbeteiligungsverfahren 
zu institutionalisieren, beispielsweise in Form einer eigens dafür 
eingerichteten Abteilung in der Organisationsstruktur der Verwaltung, so 
dürfte andererseits aufgrund des kleineren Adressatenkreises in einer 
kleineren bis mittelgroßen Gemeinde nicht mit einer großen Auslastung 
                                            
104 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 106. 
105 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 124; vgl. dazu Sozialministerium Bürgerengagement. 
106 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 157; vgl. auch Gemeinde Korb: Hier wird regelmäßig ein 
„Ehrenamtsfest“ der Bürgerstiftung Korb zelebriert. 
107 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 156f; vgl. auch Gemeinde Korb mit ca. 10.000 Einwohnern.  
108 Bogumil/Holtkamp, S. 157.  
109 Vgl. Bogumil/Holtkamp, S. 157. 
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dieser Stelle zu rechnen sein.110 Im Umkehrschluss verspricht in 
Großstädten eine solche Abteilung größeren Erfolg.  
2. Exkludierender Charakter 
Kontrovers diskutiert wird in der Literatur die Frage, wie repräsentativ solche 
Verfahren seien: einerseits mit Blick auf die relativ geringe Anzahl der 
Bürger, die sich beteiligen, und andererseits mit Blick auf den unzureichend 
abgebildeten Querschnitt der Gesellschaft. Dadurch schwingt stets ein 
exkludierender Charakter mit, der in der Literatur oft auch als soziale 
Selektivität bezeichnet wird.111 Diese Diskussionen lassen dabei jedoch 
oftmals völlig außer Acht, dass es sich bei der informellen Bürgerbeteiligung 
in erster Linie um eine ergänzende Form zur repräsentativen Demokratie in 
Form von allgemeinen Wahlen handelt und somit per se nicht repräsentativ 
sein muss. Gleichwohl sind diese Diskussionen berechtigt, wenn es um die 
Frage nach der Akzeptanz und Legitimation unter der Bevölkerung geht.112  
Nichtsdestotrotz sollten die informellen Beteiligungsangebote darauf 
abzielen, möglichst breit angelegt zu sein, um möglichst viele 
Bevölkerungsgruppen zu erreichen und von diesen angenommen zu 
werden. Werden hingegen ausschließlich Bürger erreicht, die sich bereits 
engagieren, bietet man bislang weitgehend sozial integrierten, 
durchsetzungsfähigen, besser gebildeten oder ressourcenstarken Bürgern 
ein zusätzliches Sprachrohr, wodurch der Eindruck einer Privilegierung 
oder elitären Auswahl entstehen kann.113 In diesem Zusammenhang wird in 
der Literatur oftmals betont, dass die ausgewählten Beteiligten von der 
übrigen Bürgerschaft in formalisierten Verfahren nicht legitimiert wurden wie 
z.B. die Gemeinderäte in allgemeinen Wahlen.114 
                                            
110 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 156f.  
111 Holzrichter, S. 19f; vgl. dazu auch Bogumil, S. 8; Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 169f; 
Handbuch zur Partizipation, S. 62ff; Portz/Lübking/Weinstock, S. 10; 
Masser/Pistoia/Nitzsche, S. 27ff; Mauch, 2014, S. 68f; Becker, S. 126; Vetter, S. 14; 
Fraenkel-Haeberle, S. 555. 
112 Holzrichter, S. 20. 
113 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 19f; vgl. dazu auch Roth, S. 51; Ziekow, S. 35. 
114 Vgl. dazu Becker, S. 132ff. 
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Wenn man jedoch die Legitimation und Akzeptanz unter den Bürgern 
erhöhen möchte, sollte man gerade diejenigen erreichen, die sonst eher 
selten am politischen Geschehen mitwirken und wenig gehört werden. Mit 
Blick auf Inklusion und Integration muss hier jeder – auch die „schweigende 
Masse“ – zu Wort kommen können, unabhängig von Bildungsstand, 
Sprachkenntnissen oder des sozialen Status.115 Um diese Bedingungen zu 
erfüllen, bedarf es eines vorausschauenden Beteiligungsmanagements, 
das durch eine gezielte Förderung beteiligungsferner Bürger sowie einer 
repräsentativen Auswahl an Teilnehmern eröffnet werden kann.116 
Eine statistische Repräsentativität kann jedoch nach Dienel117 auch durch 
eine Zufallsauswahl der Teilnehmer nicht gewährleistet werden, da die Zahl 
der Bürger hierfür zu gering ist. Jedoch kann dadurch zumindest eine 
gesellschaftlich akzeptierte Repräsentativität garantiert werden, da durch 
das Zufallsprinzip potenziell jeder Bürger ausgewählt werden könnte. 
Entscheidend ist in jedem Fall eine nachvollziehbare und transparent 
durchgeführte Auswahl der Beteiligten.118 
Gleichwohl ist es gerade vor diesem Hintergrund unerlässlich, dass die 
Letztentscheidungskompetenz bei den kommunalen Entscheidungsträgern 
als repräsentativ gewählten Vertretern der Bürgerschaft liegt, um die sozial 
selektiven Beteiligungsergebnisse korrigierend im Sinne des Gemeinwohls 
abzuwägen und in die Planungen im Gesamtüberblick der Gemeinde 
einfließen zu lassen.119 In diesem Zusammenhang obliegt es zurecht der 
Politik und Verwaltung, die Individualinteressen dem Gemeinwohl 
unterzuordnen und eine angemessene Abwägung aller Interessen 
vorzunehmen. Gleichzeitig muss für eine breite Akzeptanz unter der 
Bevölkerung eine transparente und nachvollziehbare Kommunikation über 
diese Abwägungsprozesse erfolgen.120 Im Rahmen der informellen 
                                            
115 Klages, in: Hill: S. 19ff; vgl. dazu auch Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 19f; Roth, S. 51. 
116 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 19f; Roth, S. 51. 
117 Dienel, S. 79.  
118 Vgl. Dienel, S. 79ff. 
119 Vgl. Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 19f; Durinke/Durinke, S. 245f. 
120 Holzrichter, S. 20; Durinke/Durinke, S. 245f. 
Ausgestaltung informeller Bürgerbeteiligung  
Kerstin Flieger  30 
Bürgerbeteiligung dürfen also mitnichten einzelne Bürger über das 
Gemeinwohl entscheiden, ebenso wenig „ergibt die Summe der 
Einzelinteressen Gemeinwohl, sondern Chaos“, wie Manfred Rommel, 
früherer Oberbürgermeister der Stadt Stuttgart, bereits 1981 erkannte.121 
Grundlegend für den Erfolg informeller Bürgerbeteiligung scheint jedenfalls 
ein effektives Zusammenwirken aller Akteure (Bürger, Verwaltung und 
Politik) sowie der Wille und Mut zu einer Veränderung zu sein. Dazu gehört 
aber auch die Bereitschaft der Bürger selbst, sich im Rahmen der 
repräsentativen sowie kooperativen Demokratie zu beteiligen und über die 
eigenen örtlichen Belange mitzuentscheiden.122 
3. Mangelnde Rechtsverbindlichkeit 
Auch das Problem der mangelnden Rechtsverbindlichkeit der informellen 
Beteiligungsentscheidungen wird in der Literatur umfassend diskutiert, oft 
im Zusammenhang mit dem oben beschriebenen Legitimationsproblem in 
Form der sozialen Selektivität. Nach Fraenkel-Haeberle123 liegt diesen 
Diskussionen jedoch das strukturelle Problem der Bürgerbeteiligung 
bezogen auf das allgemeine Demokratieverständnis zugrunde: Ziel der 
informellen Bürgerbeteiligung sei die verstärkte Berücksichtigung des 
Bürgerwillens, somit eine demokratische Mitwirkung im weitesten Sinne. 
Missverständlich sei es also, die Legitimationsfunktion der informellen 
Bürgerbeteiligung im traditionellen Sinne zu betrachten, sozusagen als 
legitimierte Entscheidungen mit Bindungswirkung124. Vielmehr löst sich 
gerade die informelle Bürgerbeteiligung von der rechtlichen Dimension, da 
diese gesetzmäßig nicht festgeschrieben, sondern auf Konsens und 
Akzeptanz unter den Bürgern ausgerichtet ist.125 Vor diesem Hintergrund 
darf die informelle Bürgerbeteiligung also gerade nicht als paralleler 
Legitimationsstrang neben der verfassungsrechtlichen 
                                            
121 „Die Summe der Einzelinteressen ergibt nicht Gemeinwohl, sondern Chaos.“, Zitat von 
Manfred Rommel, 1981; zitiert bei: Holzrichter, S. 20. 
122 Vgl. Mauch, 2011, S. 21f. 
123 Fraenkel-Haeberle, S. 554f. 
124 Vgl. dazu Durinke/Durinke, S. 245. 
125 Fraenkel-Haeberle, S. 554f. 
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Legitimationskette126 angesehen werden127, sondern vielmehr bleibt die 
Entscheidungsbefugnis bei den repräsentativ vom Volk gewählten 
Vertretern, um die Rechtsverbindlichkeit der Entscheidungen und damit 
deren Legitimität durch Beschluss zu gewährleisten.128 Diese Diskussionen 
verdeutlichen allerdings auch den Wertewandel sowie die Entwicklungen 
der verfassungstheoretischen Strukturen der letzten Jahre einerseits129 und 
unterstreichen die Offenheit des Begriffs der Bürgerbeteiligung 
andererseits. Darüber hinaus zeigen sie auf, dass die gegenseitige 
Ergänzung der repräsentativen, direkten und kooperativen Demokratie zu 
einer Bereicherung des allgemeinen Demokratieverständnisses führt und 
diese nicht isoliert voneinander zu betrachten sind.130 
Um also eine möglichst breite Akzeptanz unter den Bürgern sicherzustellen, 
ist es entscheidend Vorbehalte, Missverständnisse oder falsche 
Erwartungshaltungen von allen Seiten im Vorfeld auszuräumen. Informelle 
Bürgerbeteiligung darf also weder den Eindruck einer Entmachtung der 
Entscheidungsträger noch eines Ersetzens der repräsentativen Demokratie 
erwecken. Nur so kann die informelle Bürgerbeteiligung als „Win-Win-
Situation“ für alle Akteure anerkannt und als Bereicherung für das 




                                            
126 Zur verfassungsrechtlichen Legitimationskette im Rahmen der kommunalen 
Selbstverwaltung vgl. BVerfG vom 05.12.2002 – 2 BvL 5/98, 2 BvL 6/98; BVerfGE, 107, 
59; NVwZ 2003, 974; DVBl 2003, 923; DÖV 2003, 678. 
127 Vgl. Ziekow, S. 35; Fraenkel-Haeberle, S. 554f. 
128 Fraenkel-Haeberle, S. 554f; Durinke/Durinke, S. 245. 
129 Vgl. dazu Hill, S. 32f. 
130 Ziekow, S. 35; Fraenkel-Haeberle, S. 555; vgl. dazu auch Roth, S. 54; 
Masser/Pistoia/Nitzsche, S. 31ff. 
131 Vgl. Klages, in: Hill, S. 19ff; Klages/Vetter, S. 42ff. 
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V. Lösungsansätze 
Einen möglichen Lösungsansatz, wie das allgemeine Demokratie-
verständnis durch informelle Bürgerbeteiligung bestärkt und gleichzeitig 
den beschriebenen Grenzen und Herausforderungen hinreichend begegnet 
werden kann, beschreiben Nanz und Leggewie132: In ihrem gleichnamigen 
Buch fordern sie eine vierte Gewalt, nämlich „Die Konsultative“. Dabei 
betonen sie mehrfach, dass es sich bei der Etablierung dieser vierten 
Gewalt keinesfalls um eine Beschränkung der etablierten horizontalen 
Gewaltenteilung handeln soll, sondern dadurch vielmehr die Parlamente 
gestärkt werden sollen. So sieht die Konsultative kein imperatives Mandat 
an den Gesetzgeber vor, jedoch wird vorausgesetzt, dass sowohl die 
Legislative als auch die Exekutive diese Form der Gewalt zwingend 
berücksichtigen. Hervorzuheben sei dabei, dass Projekte nur mit den 
informierten Bürgern gelingen können und ein Beratungsprozess den 
demokratischen Souverän, also das Volk, beteiligen muss.133 
Einen weniger visionären, aber nicht zu verachtenden Lösungsansatz 
unterbreitet Paust134 mit seiner Studie, ob Bürgerentscheide mit 
dialogorientierten Verfahren der informellen Bürgerbeteiligung zu verbinden 
seien: Ausgangspunkt der Fragestellung bildet eine mögliche Verzahnung 
der Verfahren, um somit die jeweiligen Stärken zu kombinieren. Dabei kam 
er zu dem Ergebnis, dass dieser Versuch schnell an seine rechtlichen 
Grenzen durch die Gemeindeordnung und weiterer Vorschriften stoße; eine 
Verzahnung also lediglich in den jeweils vor- bzw. nachgelagerten 
Randbereichen möglich und dort auch sinnvoll sei.135 
Während diese beiden Lösungsansätze durchaus ihre Berechtigung finden, 
zeichnet sich in der Literatur darüber hinaus jedoch ein weitaus 
                                            
132 Ausführlich dazu: Nanz/Leggewie. 
133 Nanz/Leggewie, S. 9ff. 
134 Ausführlich dazu: Paust. 
135 Paust, S. 6. 
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realistischerer Lösungsansatz ab, dergestalt einer im Entwicklungskonzept 
einer Gemeinde integrierten Beteiligungskultur136: 
Um den Erfordernissen der modernen Gesellschaft gerecht zu werden, 
muss Bürgerbeteiligung in erster Linie als ein Prozess und ein 
Ineinandergreifen der verschiedenen Methoden verstanden werden. Dabei 
ist eine kooperative Zusammenarbeit zwischen den Akteuren für die Suche 
nach einer sinnvollen Lösung in Form eines realistischen und attraktiven 
Leitbildes unerlässlich.137 In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass 
die Bürger überdies möglichst frühzeitig in eine Strategiefindung 
eingebunden werden sollen, sodass eine Bündelung einzelner Maßnahmen 
zu einer sinnvollen und effektiven Gesamtstrategie einer Gemeinde verfolgt 
werden kann.138 Dabei muss die Strategiefähigkeit einer Gemeinde, ihre 
(Beteiligungs-)Potenziale, ihr soziales Beziehungsgefüge sowie ihre 
Akteure als ganzheitliches System angesehen werden.139 
Eine ganzheitliche Strategie scheint auch nach Bogumil, Holtkamp und 
Kißler140 erfolgversprechend zu sein, wenn dabei folgende organisatorische 
Rahmenbedingungen festgehalten, frühzeitig kommuniziert und von allen 
Akteuren eingehalten und beachtet werden. Diese organisatorischen 
Rahmenbedingungen spiegeln teilweise auch die unter Kapitel C.II 
dargestellten Qualitätskriterien wider: 
a) Es muss eine klare und eindeutige Formulierung darüber erfolgen, in 
welchem Maß die Bürger mitwirken können und wie sich die finanziellen 
Rahmenbedingungen gestalten, um im Vorfeld keine falschen Erwartungs-
haltungen zu wecken, sondern die Bürger ehrlich und transparent zu 
motivieren, an der Gesamtumsetzung mitgestalten zu können. 
                                            
136 Vgl. Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 227ff, 268ff; Klages, S. 61; Klages/Keppler/Masser, S. 
4; Klages/Vetter, in: Stock, S. 241ff; Roth, S. 54; Bock/Reimann, S. 13ff; Stender-
Vorwachs, S. 1063f; Mauch, 2014, S. 32ff; Vetter, S. 26f; Nanz/Leggewie, S. 40ff. 
137 Vgl. Klages, S. 61; Klages/Keppler/Masser, S. 4; Roth, S. 54; Mauch, 2014, S. 32ff. 
138 Vgl. Mauch, 2011, S. 7. 
139 Mauch, 2011, S. 23; vgl. dazu auch Leitner/Müller-Török, S. 92f. 
140 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 227ff, 268ff. 
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b) Vorab sollten Verantwortungsbereiche definiert und v.a. transparent 
kommuniziert werden, wie die Ergebnisse in einer arbeitsteiligen Struktur 
zwischen den Akteuren beraten und umgesetzt werden sollen. 
c) Sinnvoll erscheint ferner eine sorgfältige Dokumentation jeder Sitzung zu 
sein, gleich welcher Ausgestaltung der informellen Instrumente, um die 
Ergebnisse nachvollziehbar festzuhalten. 
d) Der Gemeinderat sollte während der laufenden Beteiligungsverfahren auf 
Beschlüsse in beteiligungsrelevanten Fragestellungen verzichten. 
e) Die Zeitplanung sollte in jedem Fall von Beginn an mit klarem Anfang und 
Ende definiert werden, sodass sich alle Akteure darauf einstellen können 
und ihre Ressourcen entsprechend zur Verfügung stehen. Darüber hinaus 
sollten die Ergebnisse hinsichtlich der Zeitplanung so abgestimmt werden, 
damit sie zur Umsetzung in die aktuelle Haushaltsplanung mit einfließen 
können. 
Ein solches „Partizipationsmanagement“141 in Form einer Organisations-
konzeption könnte als eine Art Kontraktmanagement für einen nachhaltigen 
Beteiligungsressourceneinsatz und eine klare Abgrenzung der 
Verantwortungsbereiche festgehalten werden, um weder die Bürger noch 
die übrigen Akteure zu überfordern.142 
Als Beispiel einer solchen etablierten Beteiligungskultur in Form einer 
Leitlinien-Entwicklung kann das Konzept der Stadt Heidelberg „Leitlinien für 
mitgestaltende Bürgerbeteiligung in der Stadt Heidelberg“ herangezogen 
werden. Die Stadt Heidelberg zählt bereits seit dem Jahr 2012 zu den ersten 
Städten der Bundesrepublik Deutschland, die solche Leitlinien durch 
Gemeinderatsbeschluss entwickelt haben.143 Fraglich bleibt in diesem 
Zusammenhang jedoch, ob sich solch ein Konzept auch für eine kleinere 
Gemeinde mit 10.000 Einwohnern eignet. 
                                            
141 Die wichtigste Frage muss dabei im Vorfeld geklärt werden: „Wer soll wann, zu welchem 
Zweck beteiligt werden und wie ist die Bürgerbeteiligung an den kommunalpolitischen 
Entscheidungsprozess anzubinden?“; vgl. dazu Bogumil S. 8f.  
142 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 227ff, 268ff. 
143 Vetter, S. 26f; vgl. dazu auch Stadt Heidelberg Leitlinien. 
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Neben der sinnvollen Kombination verschiedener informeller Instrumente, 
einer lokalen Beteiligungskultur sowie der Definition bestimmter 
Rahmenbedingungen scheinen im heutigen Zeitalter offenkundig auch die 
neuen Medien ein Lösungsansatz zu sein. Begrifflichkeiten wie E-
Partizipation, Web 2.0 oder internetgestützte Beteiligungsverfahren sind in 
diesem Zusammenhang in der Literatur weit verbreitet und in den 
unterschiedlichsten Ausprägungen beschrieben.144 Da sowohl die Online- 
als auch Offline-Varianten ihre Vor- und Nachteile mit sich bringen, hat sich 
in der Literatur überwiegend der Ansatz durchgesetzt, die beiden Varianten 
miteinander zu verbinden, um je nach Präferenz und Kenntnisstand im 
Umgang mit dem jeweiligen Medium eine möglichst breite Masse zu 
erreichen.145 Klar ist aber auch, dass eine ausschließlich elektronische 
Bürgerbeteiligung zumeist nicht effektiv und zudem politisch nicht vertretbar 
ist.146 In diesem Zusammenhang ist also festzuhalten, dass sich weder die 
Online- noch die Offline-Variante für alle Beteiligungsverfahren gleich gut 
eignet, sondern auch hier verfahrensabhängig, themenbezogen und situativ 
im Vorfeld abgewogen werden muss, wer und v.a. welches Ziel durch das 
gewählte Instrument erreicht werden soll. Am besten geeignet scheint daher 
ein sogenannter „Medienmix“147 als Kombination aus traditionellen und 
neuen Formen der informellen Bürgerbeteiligung zu sein.148 In den meisten 
von Kubicek, Lippa und Westholm untersuchten Beteiligungsverfahren 
wurden verschiedene solcher neuen Techniken bzw. „Online-Tools“ 
kombiniert eingesetzt und ergänzten die klassischen Instrumente 
informeller Bürgerbeteiligung. Sie sollten diese also keineswegs 
ersetzen.149 Solche Beteiligungsverfahren werden in der Literatur auch als 
multifunktionale Verfahren beschrieben. Insbesondere bei einem 
                                            
144 Vgl. dazu Kubicek/Lippa/Westholm, S. 223ff; Hill, S. 31ff; Handbuch zur Partizipation, 
S. 132ff; Kubicek/Lippa/Koop, S. 9ff; Bock/Reimann, S. 16f; Leitner/Müller-Török, S. 85ff; 
Nanz/Fritsche, S. 88ff; Prorok, S. 42f; Masser/Pistoia/Nitzsche, S. 21ff; 
Portz/Lübking/Weinstock, S. 24ff; Holzrichter, S. 20ff; Kubicek, S. 53ff.  
145 Kubicek, S. 53ff. 
146 Kubicek, S. 56. 
147 Ausführlich dazu in: Kubicek/Lippa/Westholm. 
148 Kubicek, S. 56; vgl. dazu auch Kubicek/Lippa/Westholm, S. 223ff; Holzrichter, S. 23, 
37. 
149 Kubicek/Lippa/Westholm, S. 224. 
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Bürgerpanel wird die Möglichkeit gesehen, einen multimedialen Weg zu 
eröffnen als Medienmix aus Online- und Offline-Befragungen.150 
Allerdings garantiert auch ein Medienmix nicht, dass die angestrebten Ziele 
der Bürgerbeteiligung damit auch erreicht werden und somit einen 
effektiven Nutzen generieren. Nach aktuellem Forschungsstand lässt sich 
dieser qualitativ wohl auch kaum messen.151 Leitner und Müller-Török152 
konstatieren hierzu eingehend, die Grundproblematik liege wohl darin, dass 
in Ermangelung eines einheitlichen Verständnisses von E-Partizipation eine 
effektive Evaluierung von Projekten nur schwer möglich sei. In diesem 
Zusammenhang unterstreichen sie daher drei als Minimalanforderung zu 
definierende Erfolgskriterien, anhand derer ein möglicher Erfolg von E-
Partizipationsprojekten messbar erscheint: erstens sei ein Projekt nur 
nachhaltig, wenn es mehrmals eingesetzt würde; zweitens müsse ein 
Projekt auch von einer signifikanten Anzahl der Zielgruppe genutzt werden; 
drittens müsse im Sinne eines „Public Value Added“153 ein Projekt einen 
vorher definierten Mehrwert erfüllen.154 
Bei der Auswahl geeigneter informeller Beteiligungsinstrumente sollte also 
insbesondere auf einen effektiven Nutzen („Public Value Added“), auf 
Multifunktionalität der Methode sowie auf eine optimale Verzahnung der 
Beteiligungsanforderungen mit dem politischen Entscheidungsprozess 
geachtet werden.155 In jedem Fall sollte diese Auswahl sorgfältig und 
überlegt erfolgen sowie die Gründe hierfür allen Akteuren transparent 
kommuniziert werden.156  
Zusammenfassend kann also festgehalten werden, dass je nach Fall eine 
Verbindung der verschiedenen informellen Bürgerbeteiligungsinstrumente 
                                            
150 Klages/Keppler/Masser, S. 19f; Mauch, 2012, S. 3. 
151 Kubicek, S. 58ff; vgl. dazu auch Leitner/Müller-Török, S. 89ff. 
152 Vgl. Leitner/Müller-Török, S. 89ff.  
153 „Public Value“ wurde in den 90er Jahren von Mark Moore geprägt und bedeutet: 
Politisches Handeln und Verwaltungshandeln sollen den Nutzen für die Allgemeinheit, also 
das Gemeinwohl, zum Ziel haben und weder auf Einzelinteressen noch auf 
Gewinnmaximierung ausgerichtet sein; vgl. dazu Leitner/Müller-Török, S. 90. 
154 Leitner/Müller-Török, S. 90f. 
155 Klages/Daramus/Masser, S. 106f; Klages/Keppler/Masser, S. 23. 
156 Holzrichter, S. 38. 
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durchaus sinnvoll erscheint und die Auswahl sorgfältig situativ, adressaten- 
sowie themen- und anlassbezogen erfolgen sollte. Darüber hinaus ist 
entscheidend für den Erfolg der informellen Bürgerbeteiligung, dass diese 
frühzeitig, transparent und offen kommuniziert werden sollte.  
Um einerseits eine möglichst breite Akzeptanz unter den Bürgern zu 
erreichen und andererseits keine falschen Erwartungen zu schüren, 
müssen die konkreten Rahmenbedingungen in einem klaren 
Organisationskonzept festgehalten werden. Ob hingegen eine 
institutionalisierte Beteiligungskultur in Form einer Leitlinien-Entwicklung für 
alle Gemeindegrößen angemessen erscheint, kann an dieser Stelle nicht 
abschließend belegt werden. 
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D. Eignung 
Ziel der Arbeit ist es, die zugrundeliegende Forschungsfrage „Welche 
Instrumente informeller Bürgerbeteiligung eignen sich für eine Gemeinde 
wie Korb mit rund 10.000 Einwohnern?“ zu beantworten. Dies erfolgt 
vorliegend insbesondere mit Blick auf die Eignung der oben ausgewählten 
Instrumente durch eine qualitative Befragung in Form von 
leitfadengestützten Experteninterviews. 
I. Methode 
1. Vorgehensweise: Experteninterview 
Um einerseits dem wissenschaftlichen Anspruch einer Forschungsarbeit zu 
genügen und andererseits für die Praxisrelevanz eine sinnvolle 
Verknüpfung der theoretischen Erkenntnisse aus der Literatur mit der 
Generierung eines Nutzens für die Praxis herzustellen, bedarf es einer 
methodisch wissenschaftlichen Untersuchung, hier in Form von 
leitfadengestützten Experteninterviews.  
Der Auswahl eines qualitativen Forschungsverfahrens liegt folgender 
Abwägungsprozess zugrunde: Da erstens qualitative im Gegensatz zu 
quantitativen Verfahren auf eine theoriegenerierende Forschung abzielen 
und es insbesondere bezogen auf die Gemeindegröße von rund 10.000 
Einwohnern bisher noch wenig erforschte Grundlagen in der Literatur gibt, 
ergründet die vorliegende qualitative Methode also hauptsächlich 
theoriegenerierend deren Ursache, Wirkung sowie Geltungsbereich.157 
Zweitens zielen qualitative Verfahren ausdrücklich auf eine qualitative 
Auswahl der befragten Personen ab, wohingegen quantitative Verfahren 
speziell auf quantifizierbaren Erhebungen basieren. D.h. deren Ziel liegt 
darin, soziale Sachverhalte in Zahlen übersetzen zu können sowie in 
statistischen Auswertungen, die jedoch eine große und v.a. repräsentative 
                                            
157 Gläser/Laudel, S. 26ff. 
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Zahl von untersuchten Fällen voraussetzen.158 Vor diesem Hintergrund und 
unter Berücksichtigung der Frage, wie repräsentativ eine quantitative 
Befragung für eine 10.000 Einwohnergemeinde am Ende sein würde, 
erscheint im vorliegenden Fall also eine quantitative Befragung nicht 
angemessen, weshalb die Wahl der Methodologie letztendlich auf die 
qualitative Befragung gefallen ist. 
Die methodische Vorgehensweise anhand qualitativer Experteninterviews 
stützt sich auf den Vorteil der Befragung von Experten, die als Spezialisten 
zur Erfassung bestimmter Sichtweisen und Einstellungen befragt 
werden.159 Mit dem Ziel einer vergleichenden, aber dennoch freien und ggf. 
verallgemeinerungsfähigen Auswertung der erhobenen Daten erfolgt die 
Befragung mittels eines Interviewleitfadens, d.h. mit einem vorgegebenen 
Thema und einer Fragenliste (dem Leitfaden). Dabei enthält der 
Interviewleitfaden stets die Fragen, die in jedem geführten Interview zu 
beantworten sind. Allerdings sind für einen möglichst natürlichen 
Gesprächsverlauf dabei weder die Formulierung der Fragen noch deren 
Reihenfolge zwingend einzuhalten. Vielmehr kommt es darauf an, ihn als 
eine Art Richtschnur anzusehen. So können durchaus Zwischen- oder 
Verständnisfragen außer der Reihe gefragt werden oder es kommt mitunter 
vor, dass der Interviewpartner ein bestimmtes Thema vorwegnimmt oder an 
anderer Stelle bespricht.160 
Da Art und Weise der Fragetechnik maßgeblich die Antworten beeinflussen, 
bedarf es eines sorgfältig entwickelten Interviewleitfadens.161 Die Offenheit 
von Fragen wird dabei als zentrale Herausforderung gesehen, deren Grad 
angemessen ausbalanciert sein sollte.162 Darüber hinaus sollten die Fragen 
stets neutral, klar, allgemeinverständlich und möglichst kurz formuliert 
sein.163 Die Anzahl der Fragen hängt maßgeblich von dem zu erhebenden 
                                            
158 Gläser/Laudel, S. 27. 
159 Gläser/Laudel, S. 40. 
160 Gläser/Laudel, S. 41f. 
161 Vgl. Gläser/Laudel, S. 120ff. 
162 Vgl. Gläser/Laudel, S. 131ff. 
163 Vgl. Gläser/Laudel, S. 135ff. 
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Inhalt ab und sollte in jedem Fall die zur Verfügung stehende Zeit 
einkalkulieren.164 Unter Berücksichtigung dieser Kriterien in Verbindung mit 
den in den vorherigen Kapiteln beschriebenen theoretischen Erkenntnissen 




Wie stehen Sie zu Bürgerbeteiligung? (positiv oder negativ/eigene 
Erfahrungen?) 
 
I. Informelle Bürgerbeteiligungsinstrumente 
1. Welche informellen Beteiligungsinstrumente kennen Sie? 
(gleichzeitig: Auswahl der 5 geeignetsten Instrumente vorstellen) 
2. Welche werden davon bereits in Korb eingesetzt? Mit welcher 
Erfahrung? Einschätzung? 
3. Wenn Sie eine Rangfolge für Korb reinbringen müssten, welche wären 
Ihrer Meinung nach die Top 3 (Favoriten)? Und warum? Welches ist das 
geeignetste für Korb? 
 
II. Bezug zur Einwohnerzahl 
1. Speziell auf die Einwohnerzahl abgehoben: 
Warum denken Sie, dass gerade die Top 3 für eine 10.000 Einwohner-
Kommune geeignet sind? Welche Faktoren sind hierfür 
ausschlaggebend? 
Oder (je nach Antwort auf I.3.): Glauben Sie, dass die Eignung der 
Instrumente von der Einwohnerzahl abhängt? Wenn ja, woran machen 
Sie das fest? (Welche Faktoren?) Wenn nein, warum nicht? 
 
III. Rechtsverbindlichkeit 
1. Wie kritisch sehen Sie die fehlende Rechtsverbindlichkeit informeller 
Bürgerbeteiligungsinstrumente bezüglich ihrer Effektivität? 
Oder anders gefragt: Informelle Instrumente sind nicht rechtsverbindlich. 
Welchen Einfluss hat das auf ihre Effektivität? Wie könnten Sie sich 
vorstellen, Verbindlichkeit reinzubringen? 
2. Sollte Korb Ihrer Meinung nach ein institutionalisiertes Konzept zur 
Bürgerbeteiligung etablieren? Wenn ja, wie könnte dies Ihrer Meinung 
nach aussehen? Wenn nein, welche Bedenken haben Sie? 
 
Abschlussfrage 
Was würden Sie sich im Hinblick auf die Bürgerbeteiligung in Korb 
wünschen? 
Abbildung 4: Fragenkatalog des Interviewleitfadens 
 
                                            
164 Vgl. Gläser/Laudel, S. 144ff. 
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Ausgehend von der Forschungsfrage wurden in diesem Fragenkatalog die 
Erkenntnisse aus der Theorie umgesetzt: Dabei zielt die Einstiegsfrage 
darauf ab, eine generelle Einstellung zum Thema Bürgerbeteiligung zu 
generieren. Der erste Fragenteil wurde hingegen mit Blick auf die 
ausgewählten informellen Bürgerbeteiligungsinstrumente aus Kapitel C 
entwickelt165 und hebt insbesondere auf deren Wirkung und Effektivität ab. 
Um die Eignung speziell für die 10.000 Einwohnergemeinde Korb zu 
generieren, wurde im zweiten Fragenteil der Bezug zur Einwohnerzahl 
beleuchtet und eine Verbindung zu den ausgewählten Instrumenten 
hergestellt. Als entscheidende Grenze oder Herausforderung informeller 
Bürgerbeteiligung liegt der Fokus im dritten Fragenteil auf der mangelnden 
Rechtsverbindlichkeit der informellen Instrumente und zielt auf deren 
Auswirkung hinsichtlich ihrer Effektivität ab. Gleichwohl nimmt der dritte 
Fragenteil die Möglichkeit des Lösungsansatzes eines institutionalisierten 
Konzepts für Korb auf. Mit der abschließenden Abschlussfrage soll ein 
möglicher Ausblick hergestellt werden. 
Zu Beginn des Leitfadens empfiehlt es sich, nicht direkt mit den Fragen 
einzusteigen, sondern in einem kurzen Vorspann festzuhalten, welche 
Punkte vorab mit dem Interviewpartner zu erörtern sind. Insbesondere 
wären hier zu nennen, ihn über das Ziel der Untersuchung zu informieren, 
sein Einverständnis über die Aufzeichnung bzw. Protokollierung des 
Gesprächs einzuholen und ihn darüber aufzuklären, wie seine Daten 
geschützt und die Anonymität gewährleistet werden. Ebenso ratsam 
erscheint ein entsprechender Abspann mit Dank und Angebot über die 
Ergebnisse der Arbeit zu informieren.166 Auch diese Positionen sind im 
vollständigen Interviewleitfaden enthalten, der in den Anlagen167 im Original 
aufgeführt ist. 
                                            
165 Die Kurzbeschreibungen zur Vorstellung der Instrumente und Kategorien, die den 
Interviewpartnern jeweils vorgelegt wurden, sind unter Anlage 2 zu finden. 
166 Vgl. Gläser/Laudel, S. 144ff.  
167 Siehe Anlage 1. 
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2. Auswahl der Interviewpartner 
Abhängig vom Untersuchungsziel muss auch die Auswahl der 
Interviewpartner sorgfältig erfolgen, wofür zunächst zu analysieren ist, wer 
über die notwendigen Informationen für einen zielgerichteten 
Erkenntnisgewinn verfügen könnte.168 Als Anspruchsgruppen, die direkt 
oder indirekt von den Aktivitäten der Gemeinde Korb betroffen sind, ist die 
Auswahl der Interviewpartner auf die Stakeholder169 der Gemeinde gefallen 
und erfolgte anhand einer im Vorfeld sorgfältig durchgeführten Stakeholder-
Analyse. Demnach müssen Stakeholder als Anspruchsgruppen im 
Zielzusammenhang definiert werden. Die Verteilung dieser in der breiten 
Gesellschaft muss sorgfältig analysiert und ständig aktualisiert werden. Die 
Herausforderung, mit den Stakeholdern in einen professionellen Austausch 
zu kommen, hängt oft von deren Bereitschaft zur Kommunikation ab. 
Anhand kriteriengeleiteter Analysen können relevante Personen oder 
Interessengruppen zu einem bestimmten Thema ausgewählt werden. 
Folgende Kriterien erscheinen hierfür zielführend: Macht- und 
Einflusspotenziale, inhaltliche Kompetenz sowie Kooperationsfähigkeit.170 
Unter Berücksichtigung dieser Kriterien erfolgte die durchgeführte 
Stakeholder-Analyse ferner in Anlehnung an die Steuerungsakteure nach 
Mauch171. Folglich gibt es verschiedene Akteure oder Akteursgruppen, die 
in einen Bürgerbeteiligungsprozess involviert sind. Um die 
Experteninterviews möglichst breit und gleichzeitig strategisch sorgfältig 
ausgewählt anzulegen, diente folgende Darstellung als Orientierung zur 
Stakeholder-Analyse: 
                                            
168 Gläser/Laudel, S. 117f. 
169 Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon.  
170 Meister/Oldenburg, S. 106f. 
171 Vgl. Mauch, 2014, S. 47ff. 
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Abbildung 5: Stakeholder nach Akteursanalyse172 
Die Stakeholderauswahl erfolgte danach, aus jeder Akteursgruppe 
mindestens einen repräsentativen Vertreter zu gewinnen: 
So wurde für die Perspektive der Politik und Verwaltung als Experte, der 
Bürgermeister der Gemeinde als Entscheidungsträger und gleichzeitiger 
Verwaltungsleiter gewonnen. Als solcher ist er für die entsprechende 
strategische und operative Ausrichtung der Bürgerbeteiligung in der 
Gemeinde verantwortlich.173 Als weitere Experten dieser Perspektive 
wurden die Gemeinderäte ebenfalls als Entscheidungsträger und 
Hauptorgan der Gemeinde gewonnen. Als politische Verantwortungsträger 
ermöglichen sie die Herstellung notwendiger Bedingungen und 
verantworten ein nachhaltiges Gelingen von Beteiligungsprozessen, das 
ein eigenes politisches Selbstverständnis miteinschließt.174 Wegen der 
umfangreichen Anzahl von 18 Gemeinderäten in Korb beschränkt sich die 
Auswahl hier jeweils auf die Fraktionsvorsitzenden der vier im Gemeinderat 
vertretenen Fraktionen175. 
                                            
172 Eigene Darstellung, in Anlehnung an die Steuerungsakteure nach Mauch, 2014, S. 47. 
173 Mauch, 2014, S. 48. 
174 Mauch, 2014, S. 48.  
175 Fraktionen im Korber Gemeinderat: CDU/Freie Wähler – Freie Bürger – Bündnis 90/Die 
Grünen – SPD. 
Eignung  
Kerstin Flieger  44 
Seitens der Zivilgesellschaft lag der Fokus auf den Interessensgruppen der 
Kirchen und Vereine einerseits, sowie auf der erfolgreich etablierten 
Leitbild-Gruppe andererseits, im Rahmen dessen Bürgerbeteiligung und 
bürgerschaftliches Engagement in Korb bereits gelebt wird. Durch den vom 
evangelischen Pfarrer vertretenen geistlichen Blickwinkel der Kirchen wird 
deren Interessenslage einerseits sowie die oft realitätsnah erlebte Sicht der 
Bürger andererseits eröffnet. Gleichwohl erleben die Vereine zum einen ein 
bürgernahes Bild der gelebten Bürgerbeteiligung und vertreten zum 
anderen zusätzlich ihre eigenen Interessen, weshalb auch deren Sicht 
durch den Sprecher der Vereinsvorsitzenden aller Korber Vereine für ein 
ganzheitliches Beziehungsgefüge der Akteursgruppen nicht fehlen darf. Die 
in Korb bereits gelebte Beteiligungskultur in Form eines aktuellen, stets 
fortentwickelten Leitbildes176 setzt auch deren Perspektive zur Betrachtung 
der Bürgerbeteiligung in Korb voraus: Hierfür wurde als Experte der Leiter 
der Steuerungsgruppe des Leitbildes Korb 2020 einerseits sowie ein im 
Leitbildprozess engagierter Korber Bürger zur Veranschaulichung der 
Bürgersicht bezüglich eines gelebten bürgerschaftlichen Engagements 
andererseits gewonnen. 
Abgerundet wurde das ganzheitliche Beziehungsgefüge aller Stakeholder 
durch die Perspektive Weinbau/ Wirtschaft/ Dienstleistung. Als 
Weinbaugemeinde wurde an dieser Stelle der Fokus insbesondere auf die 
Hinzuziehung eines Weinbauern gerichtet, wodurch ein möglichst breiter 
Querschnitt an Stakeholdern erzielt werden soll. Unter Dienstleistung bzw. 
Prozessbegleitung, jedoch weniger als Stakeholder der Gemeinde selbst, 
lässt sich die abschließende Hinzuziehung eines externen Experten zum 
Forschungsthema Bürgerbeteiligung der Führungsakademie Baden-
Württemberg subsumieren. Diese Experteneinschätzung komplettiert die 
Befragungsserie der Stakeholder und ergänzt diese Perspektiven um einen 
                                            
176 Das aktuelle Leitbild Korb 2020, wurde im Jahr 2015 durch die Fortschreibung des 
Leitbildes Korb 2015 fortentwickelt und festgeschrieben bis ins Jahr 2020; vgl. dazu: 
Leitbild Korb 2020. 
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neutralen Blickwinkel von außen gepaart von einer „echten“ Expertise auf 
diesem Gebiet. 
Mit diesen ausgewählten Experten zum Thema Bürgerbeteiligung am 
Beispiel der Gemeinde Korb habe ich sodann in einem Zeitraum von zwei 
Wochen jeweils in persönlichen Gesprächen177 die Experteninterviews 
durchgeführt. Insgesamt wurden also elf Personen in gleicher Weise 
befragt. Einen empfohlenen Pre-Test zur Erprobung des Leitfadens auf 
Wirkung der Fragen, deren Effektivität sowie Zielsetzung habe ich im 
Vorfeld der Interviewserie mit meinem Zweitgutachter durchgeführt, der den 
späteren Interviewpartnern vergleichbar ist.178 Dieser Pre-Test findet in der 
Auswertung der Interviews jedoch keine Berücksichtigung, weshalb die 
Auswertung also ausschließlich auf den elf durchgeführten Interviews 
basiert. 
3. Auswertungsmethode: Qualitative Inhaltsanalyse 
Zur vergleichbaren Verwertbarkeit des erhobenen Datenmaterials wurde 
jedes Interview in Form von Wortprotokollen protokolliert179, welche 
ausführlich in den Anlagen der Anlagen-CD180 nachzulesen sind. Die 
Auswertung des aus den Interviews gewonnenen Datenmaterials erfolgte 
sodann anhand der qualitativen Inhaltsanalyse. 
Die qualitative Inhaltsanalyse nach Gläser und Laudel181 basiert als 
Auswertungsmethode auf dem Ansatz der qualitativen Inhaltsanalyse nach 
Mayring182, mithilfe derer inhaltliche Informationen aus gleichartigen Texten 
entnommen und mittels Umwandlung in ein geeignetes Format 
entsprechend klassifiziert werden. Mittels Kodierung anhand eines in sich 
geschlossenen und unveränderlichen Kategoriensystems können so die 
                                            
177 Mit Ausnahme des Telefoninterviews mit dem Experten der Führungsakademie aus 
terminlichen Gründen. 
178 Vgl. Gläser/Laudel, S. 150ff. 
179 Auf eine Tonbandaufzeichnung mit Transkription der Gespräche wurde nach 
Rücksprache mit den beiden Gutachtern verzichtet. 
180 Siehe unter Anlage 4. 
181 Gläser/Laudel, S. 199ff. 
182 Philipp Mayring entwickelte Anfang der 80er Jahre die qualitative Inhaltsanalyse als 
Weiterentwicklung der quantitativen Inhaltsanalyse; vgl. dazu Gläser/Laudel, S. 198f. 
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Informationen vergleichbar gemacht und daraus Häufigkeiten und 
Verteilungen abgeleitet werden. Gläser und Laudel sehen in diesem 
Verfahren jedoch die Begrenzung, dass einerseits das geschlossene 
Kategoriensystem keine Öffnung für unvorhergesehene Informationen 
zulässt, und andererseits der Schwerpunkt auf der Häufigkeitsanalyse liegt. 
Qualitative Interviews zielen jedoch entgegen einer Häufigkeitsanalyse 
vielmehr darauf ab, kausale Ursache-Wirkungs-Ketten anhand komplexer 
Informationen aufzuklären, was gerade die Öffnung für unvorhergesehene 
Informationen voraussetzt. Vor diesem Hintergrund erweitern Gläser und 
Laudel die Auswertungsmethode der qualitativen Inhaltsanalyse nach 
Mayring dahingehend, aus dem zugrundeliegenden Textmaterial während 
des gesamten Analyseprozesses komplexe Informationen mittels 
Extraktion von Rohdaten zu entnehmen und eröffnen das 
Kategoriensystem gleichzeitig für unvorhergesehene Informationen.183 
Durch die Extraktion, d.h. die Entnahme der benötigten Informationen aus 
dem Textmaterial, generiert man eine Informationsbasis, die lediglich die 
zur Beantwortung der zugrundeliegenden Forschungsfrage relevanten 
Parameter enthält. Mithilfe eines Suchrasters, dem durch theoretische 
Vorüberlegungen Kategorien zugeordnet sind, werden die Texte 
systematisch gelesen und die darin enthaltene Informationsfülle 
kategorisch reduziert. Diese Extraktionsergebnisse werden anhand der 
entsprechend dem Untersuchungsziel gewählten Kategorien strukturiert. 
Die Besonderheit dieses Kategoriensystems liegt in der Öffnung während 
des gesamten Extraktionsprozesses. Dadurch kann sich die Dimension der 
Informationsbasis stets angepasst verändern und so zu einer umfassenden 
Beantwortung der Forschungsfrage beitragen. In den daran 
anschließenden Schritten werden die Extraktionsergebnisse analysiert und 
interpretiert, d.h. zusammengefasst, auf Redundanzen und Widersprüche 
geprüft und anhand fallübergreifender Zusammenhänge zur Ursache-
Wirkungs-Kette ausgewertet.184  
                                            
183 Gläser/Laudel, S. 199. 
184 Vgl. Gläser/Laudel, S. 200ff. 
Eignung  
Kerstin Flieger  47 
Abbildung 6 soll den Ablauf der qualitativen Inhaltsanalyse nach Gläser/ 
Laudel veranschaulichen: 
  
Abbildung 6: Ablauf der qualitativen Inhaltsanalyse185 
Die qualitative Inhaltsanalyse kann manuell oder computergestützt 
erfolgen.186  
Im vorliegenden Fall wurden die Wortprotokolle sowohl manuell als auch 
mithilfe einer Excel-Tabelle ausgewertet, die in den Anlagen187 aufgeführt 
ist. Als Suchraster dienten die folgenden Kategorien: a) Grundhaltung zur 
Bürgerbeteiligung, b) Bekanntheit der ausgewählten Instrumente, c) 
effektiver Einsatz der Instrumente in Korb/ Eignung für Korb, d) Rangfolge 
                                            
185 Eigene Darstellung, in Anlehnung an: Gläser/Laudel, S. 200. 
186 Gläser/Laudel, S. 202. 
187 Siehe unter Anlage 3. 
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der Instrumente bzw. effektivste Instrumente für Korb, e) Eignung in Bezug 
zur Einwohnerzahl, f) Effektivität der Instrumente hinsichtlich mangelnder 
Rechtsverbindlichkeit, g) Eignung eines institutionalisierten Konzepts für 
Korb, h) wünschenswerter Ausblick. 
Die Informationsfülle wurde zunächst dahingehend reduziert, indem die 
ausführlichen Wortprotokolle sinnvoll paraphrasiert und anschließend die 
Kernaussagen zu jeder Kategorie zusammengefasst wurden. In einem 
weiteren Schritt erfolgte sodann die Zuordnung dieser Kernaussagen zu 
dem in der Excel-Tabelle aufgeführten Kategoriensystem. Somit konnten 
die gewonnenen Extraktionsergebnisse nochmals systematisch gruppiert 
werden. Im abschließenden Analyse- und Interpretationsprozess wurden 
die zur Beantwortung der Forschungsfrage relevanten Parameter 
herangezogen, auf Redundanzen und Widersprüche hin überprüft und 
fallübergreifende Zusammenhänge hergestellt, um letztlich Ursache und 
Wirkungen zu ergründen. 
II. Ergebnisdarstellung 
In Ergänzung zur oben beschriebenen wissenschaftlichen Methodologie 
der leitfadengestützten Experteninterviews wurde zunächst im Vorfeld der 
Durchführung dieser Interviews eine nichtwissenschaftliche Ist-Analyse zur 
vorhandenen Ausgestaltung informeller Bürgerbeteiligung in der Gemeinde 
Korb erhoben188. Aus Gründen einer vollständigen Ergebnisdarstellung 
sollen daher an dieser Stelle einleitend die erklecklichen Ergebnisse dieser 
Bestandsaufnahme zusammengefasst werden. Auch wenn diese nicht 
unmittelbar mit der Ergebnisdarstellung der wissenschaftlichen Methode 
der Experteninterviews zusammenhängen, so dienen sie doch dem 
Gesamtüberblick der Ausgestaltung informeller Bürgerbeteiligung in der 
Gemeinde Korb und tragen zu einem umfassenden lokalen 
Gesamtverständnis bei. 
                                            
188 Eigene nichtwissenschaftliche Erhebung während der Praxisphase bei der Gemeinde 
Korb von 15.04.-14.09.2017. 
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Hervorzuheben ist das bereits erfolgreich etablierte und gelebte Leitbild 
Korb 2020.189 Im Rahmen dessen wird der Bürgerbeteiligung und dem 
beachtlichen bürgerschaftlichen Engagement in der Gemeinde bereits ein 
hoher Stellenwert beigemessen. Darüber hinaus wird ehrenamtliches 
Engagement gefördert und wertgeschätzt, was im Rahmen eines von der 
Bürgerstiftung Korb initiierten regelmäßig stattfindenden „Ehrenamtsfests“ 
zum Ausdruck kommt. Daneben leitet die Gemeinde vorwiegend 
anlassbezogene informelle Beteiligungsverfahren in die Wege. Um an 
dieser Stelle nur wenige zu nennen, beschränkt sich die Auswahl auf die 
aktuellsten: So wurde z.B. anlässlich des „European Energy Award“ ein 
Infostand zum Stadtmobil veranlasst, eine beteiligungsoffene 
Verkehrsanalyse rund um den zentralen Seeplatz im Rahmen seiner 
Neugestaltung initiiert oder zahlreiche Informationsveranstaltungen zur 
Neugestaltung des Dorfhauses Kleinheppach veranstaltet. Ferner fand 
bereits zur Schulhaussanierung eine Informationsveranstaltung statt, 
verknüpft mit dem informellen Instrument themenbezogener Workshops in 
verschiedenen Kleingruppen. Auch zur Fortentwicklung des oben 
erwähnten Leitbildprozesses sowie zur Remstal Gartenschau 2019 werden 
in Korb mehrere informelle Bürgerbeteiligungsinstrumente sinnvoll 
miteinander kombiniert, um zu einem erfolgversprechenden Ergebnis zu 
führen. 
Während diese Bestandsaufnahme also lediglich dem ersten Eindruck 
dienen soll, was in Korb bereits unternommen wird, so liefern die 
methodisch wissenschaftlich durchgeführten Experteninterviews darüber 
hinaus folgende weiterführende Ergebnisse und Erkenntnisse: 
a) Grundhaltung zur Bürgerbeteiligung  
Als Einstieg wurde das Ergebnis über die generelle Grundhaltung zur 
Bürgerbeteiligung entgegen der ansonsten erfolgten qualitativen 
Auswertung ausnahmsweise quantitativ ausgewertet, um eine 
nachvollziehbare Aussage über die Verteilung der positiven Einstellung 
                                            
189 Ausführlich dazu: Leitbild Korb 2020. 
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treffen zu können. Demzufolge ist grundsätzlich eine positive Grundhaltung 
zu verzeichnen. Sieben der elf Befragten stehen der Bürgerbeteiligung 
sogar sehr positiv gegenüber. 
 
Abbildung 7: Grundhaltung der Befragten190 
Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang, dass von einigen Befragten in 
der Bürgerbeteiligung ein großer Nutzen gesehen wird, sofern die 
Grundvoraussetzung einer fachlich fundierten Information seitens der 
Bürger erfüllt ist. 
b) Bekanntheit der ausgewählten Instrumente  
Die Bekanntheit der unter Kapitel C ausgewählten informellen Instrumente 
ist hingegen eher unterschiedlich verteilt: So sind Runde Tische wohl das 
bekannteste Instrument, das jedem der elf Befragten ein Begriff ist. Darauf 
folgen Zukunftskonferenz und Open-Space, die beide jeweils acht der elf 
Befragten bekannt sind. Immerhin sechs der elf Befragten kennen ein 
Bürgerpanel. Die Planungszelle/Bürgergutachten scheint mit vier 
Nennungen am unbekanntesten zu sein. 
                                            
190 Eigene Darstellung. 
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Abbildung 8: Bekanntheitsgrad der Instrumente191 
Als Anmerkung ist in diesem Kontext jedoch hinzuzufügen, dass diese 
Instrumente den Befragten zwar in der jeweiligen Häufigkeit bekannt sind 
im Sinne von „schon einmal gehört“, jedoch in dieser lehrbuchartigen 
Reinform, wie sie im Interview vorgestellt wurden192, weder in Korb 
praktiziert noch selbst miterlebt wurden. Daneben werden als weitere 
bekannte informelle Bürgerbeteiligungsinstrumente die folgenden genannt: 
Informationsveranstaltungen, sonstige Befragungen, diverse Korber 
Beispiele, darunter u.a. das Leitbild, Fachvorträge, Exkursionen, soziale 
Medien, Aufrufe im Mitteilungsblatt, Bürgerfragestunde, Infomarkt, sowie 
das klassische Ehrenamt. 
c) effektiver Einsatz der Instrumente in Korb/ Eignung für Korb  
Hinsichtlich eines bereits effektiven Einsatzes der ausgewählten 
Instrumente und der dahingehenden Eignung der Instrumente für Korb lässt 
sich feststellen, dass insbesondere der Zukunftskonferenz ein hoher 
Stellenwert beigemessen wird, dicht gefolgt von den Runden Tischen oder 
Instrumenten zur Ideensammlung wie u.a. der Open-Space-Konferenz. 
Bemerkenswert erscheint, dass sieben der elf Befragten an dieser Stelle 
bereits thematisieren, dass eine Mischung dieser einzelnen Instrumente, 
                                            
191 Eigene Darstellung. 
192 Siehe unter Anlage 2. 
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wie etwa beim Leitbildprozess, einen effektiven Einsatz begünstigen. 
Weniger geeignet für eine Gemeinde wie Korb erscheinen dagegen das 
Bürgerpanel sowie die Planungszelle/Bürgergutachten zu sein, weshalb 
beide bislang auch keine bedeutsame Anwendung finden, zumindest nicht 
in dieser Reinform. Als Gründe werden hierfür insbesondere angeführt, 
dass die für informelle Bürgerbeteiligung zur Verfügung stehenden 
finanziellen Mittel begrenzt sind und daher teurere informelle Verfahren wie 
Bürgerpanels oder Planungszellen eher ungeeignet erscheinen. Darüber 
hinaus wird bezüglich der Bürgerpanels die Bindung der 
Bürgerbeteiligungsressource über einen längeren Zeitraum als hinderlichen 
Grund angegeben. Hinderlich bezüglich der Planungszelle erscheint ferner 
die unbekannte Verbreitung sowie die Gefahr der Frustration seitens der 
Bürger zu sein, wenn deren Bürgergutachten keine Zustimmung im 
Gemeinderat finden sollte. Maßgeblich für einen effektiven Einsatz, gleich 
welcher Instrumente, scheint jedoch in jedem Fall eine frühzeitige 
Einbindung der Bürger zu sein. 
d) Rangfolge der Instrumente bzw. effektivste Instrumente für Korb 
Die Frage nach der Festlegung einer Rangfolge für die ausgewählten 
Instrumente bestätigt einerseits, dass die Zukunftskonferenz neben den 
Runden Tischen eines der effektivsten Instrumente für Korb zu sein scheint. 
Sie widerlegt andererseits jedoch den Sinn einer Rangfolge: Aufgrund der 
jeweils unterschiedlichen Qualitäten und Zielsetzungen der einzelnen 
Instrumente, hängt deren effektiver Einsatz maßgeblich von der 
Fragestellung und deren Komplexität ab, weshalb die Auswahl der 
einzelnen Instrumente anstatt rangfolgend vielmehr anlass- und 
themenbezogen erfolgen sollte. Hervorzuheben ist an dieser Stelle, dass 
diese Ansicht alle elf Befragten im Laufe des Interviews teilen, jedoch im 
Zusammenhang mit der Rangfolgenfestlegung dieser Aspekt lediglich von 
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e) Eignung in Bezug zur Einwohnerzahl 
Speziell auf die Einwohnerzahl abgeboben ist der Großteil der Befragten 
(sieben von elf) davon überzeugt, dass die Eignung der informellen 
Beteiligungsinstrumente nicht von der jeweiligen Einwohnerzahl der 
anwendenden Gemeinde abhängt. 
 
Abbildung 9: Abhängigkeit in Bezug zur Einwohnerzahl193 
Als ausschlaggebende Faktoren werden hier insbesondere genannt: a) die 
Bürgernähe, die unabhängig der Einwohnerzahl immer gegeben sein muss, 
aber augenscheinlich in einer kleineren Gemeinde einfacher gelingt, b) die 
jeweilige Identifikation der Bürger mit ihrer Gemeinde, die in kleineren 
offenkundig stärker ausgeprägt ist als in Großstädten und der damit 
verbundenen jeweiligen Interessenslage unter den Bürgern, c) die 
Themenabhängigkeit sowie die Komplexität der ausgewählten Instrumente, 
und abhängig davon die zu gewinnende Bürgerbeteiligungsressource, d) 
soziale Aspekte, v.a. der soziale Querschnitt der Gesellschaft, e) die 
Arbeitsfähigkeit einer Gruppe, die für die jeweilige Instrumentenauswahl 
entscheidend ist, f) die Kostenrelation, v.a. die Relation des 
Gemeindehaushalts zu den anfallenden Fixkosten der jeweiligen 
Instrumente, die in einer kleineren Gemeinde prozentual 
unverhältnismäßiger erscheint. Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang 
                                            
193 Eigene Darstellung. 
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die auch genannte Auffassung194, dass nach wohl herrschender Meinung 
die informelle Bürgerbeteiligung nicht repräsentativ sein muss, da sie in 
Ergänzung zu den anderen Demokratieformen, insbesondere zur 
repräsentativen Demokratie, gesehen werden muss. 
f) Effektivität hinsichtlich mangelnder Rechtsverbindlichkeit 
Die mangelnde Rechtsverbindlichkeit der informellen Instrumente wird von 
allen Befragten weniger als Problem angesehen, im Gegenteil behaupten 
sogar vier der elf Befragten, dass eine etwaige Rechtsverbindlichkeit dieser 
Instrumente gravierende, wenn nicht sogar schädliche Auswirkungen auf 
die Gesellschaft haben könnte. So könne demzufolge nach Aussage aus 
Experteninterview 2 jeder Verein machen, was er wolle und das ginge 
nicht.195 Klar ist jedem, dass sowohl der Abwägungsprozess im Sinne des 
Gemeinwohls, d.h. die entsprechende Gewichtung aller Interessen, als 
auch die Letztentscheidungskompetenz beim Gemeinderat liegt, und das 
sei auch richtig so, findet der Großteil der Befragten. Entscheidend für die 
Akzeptanz unter den Bürgern sei jedoch, dass diese rechtzeitig an ihrem 
jeweiligen Standpunkt abgeholt werden, dass sich jeder an die gemeinsam 
formulierten Ziele hält und zu seinem Wort steht, dass durch Ehrlichkeit und 
Transparenz keine falschen Erwartungen geweckt werden, sondern eine 
verbindliche Entscheidungskultur gelebt wird. In diesem Zusammenhang 
wird von einigen Befragten bereits an dieser Stelle vorgeschlagen, im Sinne 
einer effektiven Bürgerbeteiligung gemeinsame Zielvereinbarungen als 
Rahmenbedingungen oder ein Organisationskonzept zu formulieren. 
g) Eignung eines institutionalisierten Konzepts für Korb  
Hinsichtlich der Eignung eines institutionalisierten Konzepts für Korb in 
Form einer Leitlinien-Entwicklung äußern sich vier der elf Befragten eher 
kritisch, da sie vorrangig die themenabhängige Auswahl der Instrumente 
betrachten und der Ansicht sind, dass die in Korb bereits eingesetzten und 
gelebten Instrumente ausreichend sind. Die restlichen sieben Befragten 
                                            
194 Vgl. dazu insbesondere Experteninterview 11, S. 23f. 
195 Vgl. Experteninterview 2, S. 4. 
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hingegen äußern sich hierzu teils zurückhaltend, teils offen für eine 
dahingehende Weiterentwicklung und Ausarbeitung des bereits existenten 
Korber Leitbilds oder der Entwicklung eines fundierten Zukunftskonzepts im 
Rahmen einer „echten“ Zukunftskonferenz in Reinform mit visionärem Blick 
auf die nächsten 20 bis 30 Jahre in Korb. Eine Institution dergestalt einer 
„Abteilung Bürgerbeteiligung“ erscheint für die Einwohnerzahl von 10.000 
jedenfalls nicht gerechtfertigt196. Grundsätzlich muss aus Expertensicht im 
Zuge einer Leitlinien-Entwicklung in erster Linie ein klares Bekenntnis der 
Entscheidungsträger hierzu gegeben sein. Ist diese Bedingung erfüllt, sollte 
zunächst eine fundierte und belastbare Bestandsaufnahme vorgenommen 
werden abhängig derer sich eine bereits bestehende oder noch zu 
entwickelnde Beteiligungskultur ableiten lässt. In weiteren Schritten sollte 
man sich dem Thema dann behutsam annähern, sodass es zu keiner 
Überforderung kommt, weder der Bürger noch der übrigen Akteure197. 
h) wünschenswerter Ausblick 
Als abschließenden Ausblick beleuchten die Befragten im Zusammenhang 
der Bürgerbeteiligung in Korb folgende, nicht zu verachtende 
Gesichtspunkte, die zu einer erfolgreichen Bürgerbeteiligung beitragen 
können: 
 
                                            
196 Vgl. dazu Experteninterview 2, S. 4.  
197 Vgl. dazu Experteninterview 11, S. 24. 
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Abbildung 10: Ausblick einer erfolgreichen Bürgerbeteiligung198 
Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche und effektive informelle 
Bürgerbeteiligung scheint eine fachlich fundierte und konstruktive 
Diskussion von allen Seiten, die aber v.a. gut informierte Bürger 
voraussetzt. Darüber hinaus ist für eine vermehrte Aktivität seitens der 
Bürger zu berücksichtigen, dass deren Beteiligungsressource hinsichtlich 
eines ehrenamtlichen Engagements im heutigen Alltag begrenzt ist, was für 
deren Gewinnung voraussetzt, dass von vornherein bestimmte 
Rahmenbedingungen, insbesondere mit klar definiertem Anfang und Ende, 
für alle transparent klargestellt werden. Grundsätzlich muss von allen Seiten 
mehr Akzeptanz für die jeweilige andere Position, mehr Toleranz, Offenheit 
und Neugier sowie ein gegenseitiger Austausch gelebt werden. Ziel der 
informellen Bürgerbeteiligung muss es letztlich sein, dass der Bürger 
erkennt, sein Umfeld durch Engagement selbst gestalten zu können; und 
insbesondere durch mehr Lob kann ein solcher Motivationskreislauf 
begünstigt werden. Als Weinbaugemeinde ist insbesondere in Korb das 
durch den Weinbau geprägte gesellschaftliche Verantwortungsbewusstsein 
und gegenseitige Miteinander dergestalt einer gelebten Kultur-, Traditions- 
und Landschaftspflege nicht zu unterschätzen. 
                                            
198 Eigene Darstellung. 
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III. Diskussion 
Die oben dargestellten wissenschaftlichen Ergebnisse gilt es nun im 
Folgenden mit den theoretischen Erkenntnissen aus der aktuellen Literatur 
in Einklang zu bringen, möglicherweise zu verallgemeinern, zu validieren 
oder zu widerlegen. 
Die von Klages und Daramus199 ebenfalls bereits durch wissenschaftliche 
Erhebungen belegte allgemeine positive Bewertung der Bürgerbeteiligung 
und der daraus gezogenen Schlussfolgerung eines großen Potenzials und 
Nutzens kann in jedem Fall für Korb durch die positive Grundhaltung der 
befragten Stakeholder bestätigt werden. 
Auch verifizieren die Ergebnisse der Experteninterviews die Hypothese 
eines nachhaltigen Umgangs mit der Bürgerbeteiligungsressource von 
Holtkamp, Bogumil und Kißler200, dass die zeitlichen Ressourcen der Bürger 
für bürgerschaftliches Engagement in der heutigen Zeit durch Alltag, Beruf 
und Familie begrenzt sind und daher ein sparsamer Ressourceneinsatz 
unausweichlich erscheint, insbesondere vor dem Hintergrund klare 
Rahmenbedingungen aufzustellen und die zeitliche Begrenzung bereits im 
Vorfeld festzusetzen, damit die Bereitschaft seitens der Bürger geweckt 
werden kann. 
Nach Kubicek, Lippa und Koop201 kann Bürgerbeteiligung dazu beitragen, 
Lösungen für gesellschaftliche Problemlagen zu finden, Bedarfe und 
Interessen unter den Bürgern wahrzunehmen und diese zu berücksichtigen, 
sowie Verständlichkeit und Akzeptanz von Maßnahmen zu fördern. 
Allerdings bedarf es, um diese Ziele zu erreichen, für jedes Vorhaben ein 
individuell auf die jeweiligen Ziele ausgerichtetes Beteiligungsverfahren, da 
nach deren wissenschaftlichen Untersuchungen zum Erfolg von 
Bürgerbeteiligungsverfahren keine der genannten Zielsetzungen 
gleichermaßen erfüllt wurde. Dies bestätigen abermals die befragten 
                                            
199 Vgl. Klages/Daramus, S. 16f. 
200 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 19. 
201 Kubicek/Lippa/Koop, S. 10. 
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Experten durch ihre Aussage, dass gerade wegen der jeweils 
unterschiedlichen Qualitäten und Zielsetzungen der einzelnen Instrumente, 
deren effektiver Einsatz maßgeblich von der Fragestellung abhängt, 
weshalb die Auswahl stets anlass- und themenbezogen erfolgen sollte. In 
diesem Zusammenhang wird darüber hinaus u.a. von den befragten 
Stakeholdern konstatiert, dass sich keines der Verfahren für alle 
Themengebiete gleich gut eignet und es gleichwohl Themenbereiche gibt, 
die von Bürgerbeteiligungsverfahren ausgeklammert werden sollten, wie 
personal- oder haushaltsrechtliche Angelegenheiten oder aber auch, so die 
baden-württembergische Staatsrätin für Bürgerbeteiligung Gisela Erler202, 
gesellschaftspolitische Themen, wie z.B. Kinderbetreuung.  
Bezüglich der Kostenrelation stellen Klages, Keppler und Masser folgende 
Hypothese auf203: Die hohen Kosten der Bürgerbeteiligungsverfahren 
können von den Entscheidungsträgern nur dann in Kauf genommen 
werden, wenn sie selbst erkennen, dass sich der Aufwand lohnt und ihnen 
dadurch keine Legitimitätseinbußen oder Arbeitserschwerungen drohen, 
sondern vielmehr den Gewinn der Bürgerbeteiligung für sich selbst sehen. 
Diese Annahme kann zumindest dahingehend für Korb validiert werden, 
dass unter den Entscheidungsträgern in der Bürgerbeteiligung bereits ein 
großer Gewinn gesehen wird und Aufwand sowie Arbeitserschwerungen 
weniger ins Gewicht fallen. Bezüglich der Kostenrelation muss jedoch für 
Korb als kleine bis mittelgroße Gemeinde stets festgehalten werden, dass 
die hohen Fixkosten durch die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel in 
jedem Fall gedeckt werden müssen und davon abhängig ein informelles 
Verfahren durchgeführt werden kann oder nicht. Dies bestätigt also 
vielmehr die von Holtkamp, Bogumil und Kißler204 gestützte These, dem 
Bürger aufgrund begrenzter finanzieller Handlungsspielräume transparent 
aufzuzeigen, dass im Bereich der informellen Bürgerbeteiligung vieles, aber 
nicht alles machbar ist. 
                                            
202 Vgl. Faltin, WKZ-Titel. 
203 Klages/Keppler/Masser, S. 13. 
204 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 170. 
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Bezüglich der Gemeindegröße lässt sich ferner die Annahme von Holtkamp, 
Bogumil und Kißler205 validieren, dass in kleineren bis mittelgroßen 
Gemeinden das Engagementpotenzial deutlich größer ist: So bestätigen die 
Stakeholder, dass insbesondere in Korb mit rund 10.000 Einwohnern die 
Identifikation der Bürger mit ihrer Gemeinde sehr viel stärker ausgeprägt ist 
als in umliegenden größeren Städten206. Abgehoben auf die Einwohnerzahl 
wurde außerdem die Hypothese von Holtkamp, Bogumil und Kißler207 
bestätigt, dass eine Institutionalisierung dergestalt einer „Abteilung 
Bürgerbeteiligung“ aufgrund des kleineren Adressatenkreises wegen der 
geringen Auslastung nicht gerechtfertigt erscheint208. 
Auch die von Ziekow209 vertretenen Kernaussagen zum bürgerschaftlichen 
Engagement werden durch die Aussagen der Stakeholder belegt, dass 
nämlich erstens es die originäre Verantwortung des Bürgers ist, für die 
Verwirklichung des Allgemeinwohls durch Bürgerengagement beizutragen, 
und zweitens es Aufgabe des Staates ist, die Verantwortungsbeiträge aller 
Akteure zu koordinieren.  
Mit Blick auf die soziale Selektivität verifizieren die Stakeholder die in der 
Literatur weit verbreitete Annahme, dass informelle Bürgerbeteiligung zu 
einem gewissen Grad selektiv ist und fordern gleichwohl einen 
ausgewogenen sozialen Querschnitt der gesamten Bevölkerung, um 
einerseits von allen akzeptiert zu werden und andererseits breit angelegt zu 
sein, um möglichst viele und v.a. die sonst eher stillen Bürger zu erreichen. 
Zurecht spiegeln die oben dargestellten Ergebnisse in diesem Kontext aber 
wider, dass die informelle Bürgerbeteiligung per se nicht repräsentativ sein 
muss, da es sich bei allen Beteiligungsformen um eine Ergänzung zur 
repräsentativen Demokratie handelt, die für sich repräsentativ und im 
verfassungsrechtlichen Sinne legitimiert ist. Daher scheint sich die in der 
Literatur oft diskutierte Problematik der mangelnden Legitimität aus Sicht 
                                            
205 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 156f. 
206 Vgl. dazu insbesondere Experteninterview 2, S. 3f; Experteninterview 9, S. 19. 
207 Holtkamp/Bogumil/Kißler, S. 156f.  
208 Vgl. dazu Experteninterview 2, S. 4. 
209 Ziekow, S. 37. 
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der Korber Stakeholder gar nicht zu stellen, denn diese erkennen sehr wohl, 
dass die Entscheidungsbefugnis bei den repräsentativ vom Volk gewählten 
Vertretern liegen muss, um die Rechtsverbindlichkeit der Entscheidungen 
und damit deren Legitimität durch Beschluss zu gewährleisten.210 Insofern 
widerlegen die Ergebnisse der Experteninterviews die weit verbreitete  
Annahme, dass informelle Bürgerbeteiligung die Entscheidungsträger 
entmachten oder die repräsentative Demokratie ersetzen würde.211 
Überdies erfordert die Steuerung von Beteiligungsprozessen ein Konzept 
des lateralen Führens, an das Mauch für ein erfolgreiches „Führen und 
Steuern von Beteiligungsprozessen“ bestimmte Anforderungen stellt212. In 
Anlehnung daran, erinnern die im Ausblick der Expertenbefragung 
dargestellten ausschlaggebenden Kriterien für eine erfolgreiche 
Bürgerbeteiligung213 stark an die von Mauch ausgeführten Bedingungen 
eines lateralen Führungskonzepts wie Verständigung, gegenseitiges 
Vertrauen und Ausgleich der Machtverhältnisse. 
Bezüglich einer ganzheitlichen Strategieentwicklung für Korb dergestalt 
eines Beteiligungsmanagements oder einer Organisationskonzeption 
widersprechen sich die befragten Stakeholder: Einerseits betonen sie, dass 
die in Korb bereits erfolgreich gelebte Beteiligungskultur ausreichend 
erscheint, andererseits geben sie zu, dass eine Weiterentwicklung des 
bereits existenten Leitbilds durchaus sinnvoll erscheint in Form einer 
verbindlichen Vorgabe von Rahmenbedingungen für eine klare Abgrenzung 
der Verantwortungsbereiche und einen nachhaltigen Ressourceneinsatz. 
Auch wird in diesem Kontext unterstrichen, dass eine Zukunftskonzeption 
für Korb mit visionärem Blick auf die kommenden 20 bis 30 Jahre eine 
wertvolle Institution sein könnte. 
                                            
210 Vgl. Fraenkel-Haeberle, S. 554f; Durinke/Durinke, S. 245. 
211 Vgl. dazu Experteninterview 6, S. 13; Experteninterview 7, S. 14f. 
212 Vgl. ausführlich dazu Mauch, 2014, S. 77ff. 
213 Siehe Abbildung 10 unter Kapitel D.II. 
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IV. Ausblick 
Betrachtet man ausblickend nun die in der Gemeinde Korb bereits 
angewandten informellen Beteiligungsinstrumente bzw. die gelebte 
Beteiligungskultur unter dem Aspekt einer erfolgreichen Evaluation, so kann 
festgehalten werden, dass ein solcher Schritt methodisch bisher nicht 
stattgefunden hat. In einem zukünftigen Schritt könnte eine solche 
Evaluation also angebracht sein. Vom Netzwerk Bürgerbeteiligung sollen 
den beteiligten Akteuren in naher Zukunft Werkzeuge zur Evaluation der 
Beteiligungsprozesse an die Hand gegeben werden, wie etwa 
Evaluationsbögen214 oder dergleichen. Anhand derer können die Akteure 
ihre Beteiligungsverfahren dann selbst evaluieren und dahingehend 
verbessern.215 Zu beachten ist dabei jedoch, dass die Evaluation von 
Beteiligungsverfahren nicht anhand eines einheitlichen Kriterienrasters für 
alle Verfahren gleichermaßen erfolgen sollte, da sich die Methoden und 
Instrumente hinsichtlich ihrer Zielsetzungen und Vorgehensweisen zu stark 
voneinander unterscheiden.216 
Nach einer erfolgreich durchgeführten Evaluation der einzelnen Verfahren 
anhand dieser Evaluationsbögen scheinen für die Gemeinde Korb folgende 
weitere Schritte empfehlenswert zu sein: Zunächst sollte eine methodisch 
wissenschaftlich angelegte und qualitative Bestandsanalyse vorgenommen 
werden, die systematisch aufzeigt, welche Verfahren bereits effektiv und 
erfolgreich angewandt werden. Gleichzeitig sollte ein Abgleich mit den 
Ergebnissen dieser Arbeit erfolgen, um herauszufinden, ob bereits eine 
qualitativ belastbare Beteiligungskultur vorhanden ist, an die angeknüpft 
werden kann oder ob es überhaupt zweckmäßig, sachdienlich und auch mit 
Blick auf die Einwohnerzahl gerechtfertigt erscheint, eine solche zu 
etablieren. In jedem Fall dürfen weder die Bürger noch die übrigen Akteure 
überfordert werden, sondern sollten langsam und behutsam an die 
Möglichkeiten einer effektiven Bürgerbeteiligung herangeführt werden. 
                                            
214 Auf Basis der unter Kapitel C.II dargestellten Qualitätskriterien. 
215 Vgl. Netzwerk Bürgerbeteiligung, S. 2. 
216 Kubicek/Lippa/Koop, S. 11f; Dienel, S. 69f. 
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Mit Blick auf die durchgeführte Forschungsmethode lässt sich kritisch 
festhalten, dass trotz einer sorgfältigen und durchdachten qualitativen 
Auswahl der befragten Stakeholder die Ergebnisse hinsichtlich der Eignung 
der ausgewählten Instrumente für eine 10.000 Einwohnergemeinde aus 
lediglich elf durchgeführten Interviews keine verallgemeinerungsfähige 
Repräsentativität garantieren. Neben der fehlenden Quantifizierbarkeit 
scheint der Hauptgrund hierfür in erster Linie zu sein, dass es hinsichtlich 
der Eignung zwingend auf eine individuelle Ausgestaltung nach fall- und 
adressatenbezogener Auswahl der informellen Instrumente ankommt. 
Darüber hinaus scheint auch die jeweilige lokale Beteiligungskultur 
maßgeblich den Erfolg der kommunalen Bürgerbeteiligung zu beeinflussen. 
Ausblickend könnte an dieser Stelle also weiter geforscht werden, ob diese 
qualitativen Erkenntnisse nunmehr auch quantifizierbar auf andere 10.000 
Einwohnergemeinden zutreffen, um so eine mögliche Verallgemeinerung 
herzustellen. 
Ein weiterer Forschungsansatz wäre die Anknüpfung an der zu 
beteiligenden „schweigenden Masse“. Kritisch betrachtet lässt die oben 
erfolgte Stakeholderauswahl diese Gruppe zweifellos außer Acht. Fraglich 
ist in diesem Zusammenhang jedoch, wer unter diese „schweigende Masse“ 
fällt und weiter noch, ob diese überhaupt, da sie ja „schweigend“ ist, greifbar 
und somit wissenschaftlich zu untersuchen ist. Um dies zu erforschen, wäre 
dem Umfang nach vermutlich eine weitere Bachelorarbeit angemessen. 
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E. Fazit 
Nicht zuletzt mit Blick auf die zugrundeliegende Forschungsfrage, welche 
Instrumente informeller Bürgerbeteiligung sich für eine Gemeinde wie Korb 
mit rund 10.000 Einwohnern eignen, scheint die Beantwortung dieser Frage 
durch die vorliegende Arbeit zurecht umfangreich zu sein und zeigt auf, 
dass es auf die Eignung der Instrumente allein nicht ankommt. 
Ausgehend von dieser Forschungsfrage war das Ziel der Arbeit, aus dem 
verfügbaren Portfolio der verschiedenen Bürgerbeteiligungsverfahren die 
geeigneten Möglichkeiten für eine 10.000 Einwohnergemeinde darzulegen. 
Dabei lag die Besonderheit darin, herauszufinden, ob es in der Auswahl der 
Instrumente Unterschiede hinsichtlich der Einwohnerzahl gibt. 
Zur Beantwortung dieser Frage wurde neben einer ausführlichen 
Literaturrecherche der aktuellen, bisher erforschten Theorie eine qualitative 
Expertenbefragung sorgfältig ausgewählter Stakeholder durchgeführt, 
deren ausgewertete Ergebnisse der Literatur vorherrschend Recht geben. 
Abschließend lässt sich festhalten, dass der Erfolg informeller 
Bürgerbeteiligung maßgeblich von den zu behandelnden Themen, aber 
auch von den zur Verfügung stehenden finanziellen, personellen sowie 
materiellen Ressourcen abhängt, weshalb es empfehlenswert zu sein 
scheint, stets anlassbezogen, individuell und situativ vorzugehen. Es 
kommt bei der Auswahl geeigneter informeller Instrumente also weniger auf 
die Einwohnerzahl der anwendenden Gemeinde als vielmehr auf das zu 
verfolgende Ziel und Thema der Bürgerbeteiligung an. Klarzustellen ist 
ferner, dass informelle Bürgerbeteiligung in erster Linie als ein 
ganzheitliches Verfahren verstanden werden muss und der Erfolg nicht in 
der gezielten Auswahl eines Instrumentenkastens liegen kann. Vielmehr 
geht es um eine sinnvolle Verknüpfung einzelner Elemente und einen 
ganzheitlichen Strategieansatz, der das Verfahren als Lösungsweg 
versteht, im Sinne von „Der Weg ist das Ziel“ – unabhängig der 
Einwohnerzahl. 
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Mit Blick auf den zu generierenden Nutzen für die untersuchte Gemeinde 
Korb und deren Bürger wäre es daher ratsam, das bereits bestehende und 
auch erfolgreich gelebte Leitbild als ganzheitliches Konzept der 
Bürgerbeteiligung zu verstehen, in diesem Sinne auszubauen und 
weiterzuentwickeln. Darüber hinaus wäre zu überlegen, ob ein visionäres 
Zukunftskonzept gemeinsam mit den Bürgern entwickelt werden sollte, 
worin festgeschrieben wird, wie Korb in 10 bis 20 Jahren aussehen soll. 
Dies zu entscheiden liegt jedoch letztendlich im Kompetenzbereich der 
repräsentativ gewählten Vertreter und Entscheidungsträger. 
In diesem Zusammenhang lässt sich zurecht die wesentliche Grenze 
informeller Bürgerbeteiligung festhalten, nämlich dass die 
Letztentscheidungskompetenz mit den notwendigen Abwägungsprozessen 
im Sinne des Gemeinwohls immer in den Händen der repräsentativ 
gewählten Vertreter liegen muss, um als Beschluss verfassungsrechtlich 
legitimiert zu sein. 
Schließen möchte ich mit dem Gedanken, dass Bürgerbeteiligung von allen 
beteiligten Akteuren als Gewinn und Mehrwert im Sinne eines „Public Value 
Added“ gesehen werden sollte, sowie die Chance ermöglicht, sein eigenes 
Umfeld mitzugestalten. Dies setzt aber namentlich voraus, die jeweiligen 
Verantwortungsbereiche zu akzeptieren und als bindenden Rahmen 
anzuerkennen, innerhalb dessen vieles, jedoch nicht alles machbar 
erscheint. Wodurch schlussendlich aber im Sinne des Ausgangszitats von 
Willy Brandt mehr Demokratie gewagt wird.  
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Anlagen 
Anlage 1: Interviewleitfaden im Original 
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Anlage 3: Auswertung 
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